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A. Vorbemerkungen 

1. Der folgende Überblick über die gesamtwirt- 
schaftliche Lage und deren Entwicklungsaus- 
sichten setzt die mit dem Wirtschaftsbericht | 
1963 begonnene Übung fort. Eine Berichterstat- 1 
tung solcher Art wird künftig Aufgabe des un- 
abhängigen Gremiums sein, das auf Grund des 
Gesetzes über die Bildung eines Sachverstän- ■ 
digenrates zur Begutachtung der gesamtwirt- 
schaftlichen Entwicklung vom 14. August 1963 
(BGBl. I, S. 685) berufen wird. Vorerst legt die 
Bundesregierung diesen Wirtschaftsbericht noch 
in ihrer eigenen Verantwortung vor. Sie wird 
dazu vor allem von folgenden Gründen bewo- 
gen: Der erste Bericht wurde bei aller Kritik im i 
einzelnen von den gesetzgebenden Körperschaf- 1 
ten und in der Öffentlichkeit gut aufgenommen; 
der Bundesrat hat die Regierung aufgefordert, 
diese Art der Berichterstattung fortzusetzen. Es 
zeigte sich, daß die Voraussdiau auf den Wirt- 
schaftsablauf, die Aufhellung von Zusammen- 
hängen und das Deutlichmachen von Rückwir- 
kungen der Verhaltensweisen bestimmter Grup- 
pen und Institutionen dazu beitragen konnten, 
die wirtschaftspolitische Diskussion zu versach- 


lichen. Es spricht einiges dafür, daß durch das 
Aufzeigen möglicher Fehlentwicklungen und 
Gefahren das Verantwortungsbewußtsein der 
einzelnen Gruppen gestärkt und die Einsichten 
der staatlichen Instanzen in die Ergebnisse ihrer 
Entscheidungen verbessert wurden. Wenn auch 
die im letzten Bericht aufgestellten Leitlinien 
nur teilweise befolgt wurden, so scheint der tat- 
sächliche Wirtschaftsablauf 1963 davon doch 
nicht unbeeinflußt geblieben zu sein. Daß die 
Entwicklung — wie im Abschnitt B gezeigt 
wird — in mancher Hinsicht günstiger war als 
Anfang 1963 befürchtet wurde, hängt sicherlich 
nicht nur mit Veränderungen objektiver Daten 
zusammen, sondern spiegelt offensichtlich auch 
eine größere Rücksichtnahme auf die gesamt- 
wirtschaftlichen Erfordernisse wider. 

2. Auf Grund der Erfahrungen mit dem Wirt- 
schaftsbericht 1963 und um einem vielfach vor- 
getragenen Wunsch zu folgen, wird der Bericht 
diesmal früher veröffentlicht. Es soll dadurch 
vor allem erreicht werden, daß das Parlament 
bei den Beratungen über den nächsten Haushalt 
mehr Anhaltspunkte für die Beurteilung der 
künftigen Wirtschaftsentwicklung und damit 
seiner Einwirkungsmöglichkeiten hat. Auch für 
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Entscheidungen, die die Wirtschaft gerade zu 1 
Jahresbeginn treffen muß, mag es nützlich sein, j 
bereits über die im Wirtschaftsbericht gege- 
benen Daten zu verfügen. Mit einer frühzeitige- ] 
ren Veröffentlichung muß allerdings in Kauf : 
genommen werden, daß bestimmte Aussagen i 
über die Entwicklung im Jahre 1963 noch auf i 
Schätzungen beruhen und größere Vorbehalte I 
bei der Vorausschau auf 1964 gemacht werden. 

3. Gegenüber der für den letzten Wirtschaftsbe- 
richt gewählten Darstellung wurden keine we- 
sentlichen Änderungen vorgenommen. Zwar 
erhielt die Bundesregierung eine Reihe von An- 
regungen. Bei einer sorgfältigen Prüfung stellte 
sich aber heraus, daß die verschiedenen Ände- 
rungsvorschläge zum größten Teil nicht mit- 
einander in Einklang zu bringen waren. Die 
Beibehaltung der bisherigen Darstellungsweise 
erschien daher zweckmäßig. Das gilt insbeson- 
dere für den Verzicht auf eine Schilderung von 
Detailentwicklungen und von Spezialproblemen. 
Diese Beschränkung hat den großen Vorteil, 
daß die gesamtwirtschaftlichen Zusammenhänge | 
erkennbar bleiben. Zusammengefaßte Ergeb- , 
nisse verbergen zwar sehr oft differenzierte | 
Einzelbewegungen, aber es gibt genügend Be- | 
richte, die sich mit Teilgebieten der Wirtschafts- 
entwicklung befassen. Im übrigen stand dem Be- , 
gehren nach einer möglichst umfassenden Be- i 
richterstattung die nicht minder dringende For- 
derung entgegen, den Bericht so knapp wie 
möglich zu halten. 

Abweichend vom Wirtschaftsbericht 1963 bezie- 
hen sich die Zahlenangaben auf das Bundesge- 
biet einschließlich Berlin (West). Diese Verbes- 
serung wurde möglich, nachdem jetzt die Daten 
für Berlin (West) vom Statistischen Bundesamt 
in die volkswirtschaftliche Gesamtrechnung ein- 
bezogen worden sind. I 


B. Wirtschaftsentwicklung im Jahre 1963 

1. Die wichtigsten Jahresergebnisse 

4. Für die Bevölkerung der Bundesrepublik war 
das Jahr 1963 in wirtschaftlicher Hinsicht im 
ganzen erfolgreich. Ein ungewöhnlich strenger 
und lang andauernder Winter hat die Entwick- 
lung zunächst allerdings stark gehemmt. Die 
witterungsbedingten Produktionsausfälle konn- 
ten im weiteren Verlauf des Jahres nicht über- 
all mehr ganz wettgemacht werden. Auch aus 
konjunkturellen Gründen mußten manche Un- 
ternehmen im Jahresergebnis Einbußen hinneh- 
men. Insgesamt aber setzte sich die Aufwärts- 
entwicklung von Produktion und Umsätzen fort. 
Fast alle arbeitsfähigen und arbeitswilligen 
Menschen waren beschäftigt und erhielten hö- 
here Reallöhne als im Vorjahr. Spürbare Ein- 
kommensverbesserungen konnten auch den 
Pensionären und Rentnern gewährt werden. - 


Das erhöhte Masseneinkommen und größere 
Privatentnahmen der Selbständigen erlaubten 
eine erneute Steigerung der Konsumausgaben. 
Im Vergleich zu den Vorjahren wurde ein nen- 
nenswert größerer Teil des verfügbaren Ein- 
kommens der privaten Haushalte gespart. In 
erhöhtem Maße dürften sich damit breite Be- 
völkerungsschichten an der Vermögensbildung 
beteiligt haben. 

5. Das Brutto-Sozialprodukt ^) wird 1963 in jewei- 
ligen Preisen mit rund 377 Mrd. DM um rd. 6 % 
höher sein als 1962. Damit dehnte sich die Ge- 
samtnachfrage weniger aus als in allen voran- 
gegangenen Jahren seit 1950. Im Vorjahr hatte 
die Zunahme noch 8,8 Vo und im Jahre 1961 
rd. 10 Vo betragen. Diese sehr deutliche Ver- 
langsamung der Expansion ist zum Teil eine 
Folge der langfristig veränderten Wachstums- 
bedingungen, worüber im letzten Wirtschafts- 
bericht ausführlich geschrieben wurde. Sie zeigt 
aber auch das rasche Fortschreiten der Beru- 
higung im Konjunkturverlauf an. 

Einen entscheidenden Anteil daran hatte die 
Entwicklung der privaten Verbrauchsnach- 
frage"). Für sich betrachtet blieb die Zunahme 
mit rd. Vo zwar beachtlich. Im Vergleich zu 
den letzten drei Jahren, in denen sich der Kon- 
sum um 9 bis 10 Vo ausgeweitet hatte, ist jedoch 
eine sehr deutliche Beruhigung zu verzeichnen. 
Ausschlaggebend für diese Mäßigung war eine 
spürbare Abflachung des Anstiegs der Löhne 
und Gehälter. Je beschäftigten Arbeitnehmer 
dürfte die Lohnerhöhung etwa 6 Vo ausmachen, 
nach 9,0 Vo und 10,6 Vo in den beiden Vorjah- 
ren. Die von der Einkommensentwicklung der 
privaten Haushalte auf die Konsumnachfrage 
ausgehenden Impulse wurden noch — wie be- 
reits erwähnt — durch eine erheblich gestie- 
gene Spartätigkeit verringert. 

Weitaus am stärksten blieb auch 1963 die Stei- 
gerung des Staatsverbrauchs Sie wird aut rd. 
11 Vo geschätzt und geht damit noch beträchtlich 
über den Ansatz vom Wirtschaftsbericht 1963 
hinaus. Wie in den Vorjahren hängt diese Ent- 
wicklung überwiegend mit wachsenden Vertei- 
digungsausgaben zusammen. Allerdings haben 
1963 auch die zivilen Ausgaben für die laufende 
Verwaltungstätigkeit und die Sachleistungen 
der Sozialversicherung mit insgesamt rd. 8 Vo 
im Vergleich zum Sozialproduktswachstum rela- 
tiv stark, aber weniger als 1962 zugenommen. 

Demgegenüber war die Nachfrage nach Investi- 
tionen durch eine ruhige Fortentwicklung ge- 
kennzeichnet. Darin liegt — neben dem schwä- 
cheren Wadistum des privaten Verbrauchs — 
der zweite wichtige Grund für die langsamere 
Expansion der Gesamtnachfrage. Die Investi- 
tionsausgaben der privaten Wirtschaft und des 
Staates dürften insgesamt um wenig mehr als 


0 siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (5) 
-) siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (21) 
'^) siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (22) 
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5 Vo über den Umfang von 1962 hinausgehen. 
Dabei ist für die Bauinvestitionen noch ein 
verhältnismäßig hoher Zuwachs in Rechnung zu 
stellen (gut 7 Vo, nach rd. 13 Vo im Vorjahr). 
Gleichwohl ist eine deutliche Verringerung des 
Nachfragedrucks auch am Baumarkt erkennbar. 
Eine weiterhin zurückhaltende Auftragsvergabe 
der gewerblichen Wirtschaft sowie die verschie- 
denen Maßnahmen von Bund und Ländern zur | 
Dämpfung des öffentlichen Hochbaus und der 
Nachfrage im Wohnungsbau trugen dazu bei. 
Diese Schritte reichten jedoch für eine Normali- 
sierung des Baumarkts nicht aus, da der — vor 
allem aus dem Auftragsüberhang des Vorjahres 
gespeisten — Mehrnachfrage ein durch die Un- 
gunst der Witterung auf rd. 2 ®/o reduziertes 
Wachstum der Bauproduktion gegenüberstand. 
Eine sehr begrenzte Zunahme weisen die Aus- 
rüstungsinvestitionen “) auf (schätzungsweise 
2 V 2 ®/o). Dies ist vor allem auf dem Hintergrund 
einer auch 1963 im ganzen noch schwachen Ge- 
winnsituation zu sehen. Der sich bereits 1961 
abzeichnende Druck auf die Unternehmerge- 
winne hielt an. Die nicht entnommenen Ge- 
winne dürften jedenfalls erneut kleiner gewor- 
den sein, wenn sich auch der Rückgang anschei- 
nend verlangsamte und die Selbstfinanzierungs- 
quote nicht weiter abnahm. 

Im Gegensatz zur Inlandsnachfrage und von der 
Vorausschätzung merklich abweichend nahm 
die Nachfrage des Auslands verstärkt zu. Der in 
wichtigen kontinentaleuropäischen Ländern in- 
flatorisch bedingte Einfuhrsog für Waren aus der 
Bundesrepublik zeigt sich klar in unserer Au- ' 
ßenhandelsstatistik. In gleicher Richtung wirkt ; 
die allgemeine Verbesserung der Weltkonjunk- 
tur. Hinter den wieder größeren Erfolgen im 
Auslandsgeschäft steht nicht zuletzt das Be- 
mühen mancher Produzenten, beim Export 
einen Ausgleich für fehlende Absatzmöglichkei- 
ten auf den heimischen Märkten zu finden. Dies 
trifft vor allem für die typischen Investitions- 
gütersparten zu, deren Kapazitätsausnutzung 
geringer wurde und bei denen sich die Liefer- 
fristen erheblich verkürzten. Auf der anderen 
Seite schwächte sich die Zunahme der Einfuhr , 
beträchtlich ab. Verringerte Importe der Er- 
nährungswirtschaft und ein verkleinerter Zu- 
wachs der Fertigwareneinfuhr gaben den Aus- 
schlag. Letzteres hängt zweifellos mit der weni- 
ger lebhaften Tendenz der Inlandsnachfrage 
nach Investitions- und Konsumgütern zusam- 
men. Außerdem machte sich bemerkbar, daß 
verschiedene ausländische Anbieter auf Grund 
von Preiserhöhungen bei ihren Erzeugnissen 
den Wettbewerbsvorsprung auf den deutschen 
Märkten nicht weiter vergrößern konnten. In- 
folge der sowohl auf der Einfuhr- als auch auf 
der Ausfuhrseite veränderten Tendenzen fällt 


h siehe Erläuterungen im Anhang. Ziffer (24) 

^) siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (25) 

*) Anteil der nicht entnommenen Gewinne (zuzüglich der 
Vermögensübertragungen) und der Abschreibungen 
an der Bruttoinvestition 


der Aktivsaldo der Handelsbilanz höher aus 
als 1962^). Die den Warenhandel bestimmen- 
den Einflüsse sind teilweise auch im Dienstlei- 
stungsverkehr wirksam geworden. Die Nei- 
gung zu einer weiteren Passivierung wurde in- 
dessen noch nicht unterbrochen. Im Vergleich 
zu 1962 setzte sie sich jedoch nur abgeschwächt 
fort. 

6. Das Angebot folgte der Nachfrageentwicklung 
wiederum mit einem deutlichen, gegenüber den 
Vorjahren allerdings verminderten Abstand. 
Gemessen am realen Zuwachs des Brutto-So- 
zialprodukts dürfte es sich 1963 um rd. 3®/o er- 
weitert haben, nach Steigerungsraten von 4,4 Vo 
1962 und 5,4 Vo im Jahre 1961. Die Diskrepanz 
zwischen Nachfrage und Angebot wäre sicher 
merklich kleiner geworden, wenn nicht der au- 
ßergewöhnlich harte Winter die Expansion bis 
in das Frühjahr 1963 hinein gehemmt hätte. Die 
witterungsbedingten Einwirkungen beschränk- 
ten sich nicht nur auf die Bauwirtschaft und die 
von ihr abhängigen Sparten allein, sondern zo- 
gen unmittelbar und mittelbar — u. a. durch 
Transportbehinderungen und zeitweilige 
Stockungen in der Materialversorgung — an- 
dere Bereiche ebenfalls in Mitleidenschaft. Aber 
auch abgesehen von diesen Sondereinflüssen 
bleibt für das Jahr 1963 als Ganzes eine erneute 
Ab Schwächung des güterwirtschaftlichen 
Wachstums festzustellen. Sie ist einmal auf der 
Grundlage der gegenüber früheren Jahren vom 
Arbeitskräftepotentiai her generell eingeeng- 
ten Wachstumsmöglichkeiten zu sehen. Zum an- 
deren jedoch — und das war für 1963 vor allem 
typisch — wirkte sich die im einzelnen sehr 
stark unterschiedliche Entwicklung der Nach- 
frage aus. Die Differenzierung fällt bei einer 
nur noch geringen Gesamtexpansion viel mehr 
ins Gewicht als bei einem kräftigen Auf- 
schwung. Sie bringt dann nicht nur Abwei- 
chungen im Ausmaß des Anstiegs mit sich, son- 
dern auch absolute Rückgänge. Auf zahlreiche- 
ren Gebieten als im Vorjahr war das 1963 der 
Fall. Vielfach konnte der vorhandene Produk- 
tionsspielraum nicht voll ausgenutzt werden, 
weil dafür auf bestimmten Märkten die Nach- 
frage nicht ausreichte. Umgekehrt fehlte es ge- 
rade dort, wo die Beanspruchung der Ressour- 
cen besonders groß blieb und noch kräftig zu- 
nahm, an Möglichkeiten für eine der Nachfrage 
entsprechende Angebotsausweitung. Die Inve- 
stitionen paßten sich zwar zum Teil den verän- 
derten Absatzbedingungen an, dennoch waren 
die Unterschiede im Ausnutzungsgrad der Ka- 
pazitäten recht beträchtlich und damit für den 
Wachstumsprozeß insgesamt von erheblicher 
Bedeutung. Eine wieder größere Beweglichkeit 
der Arbeitskräfte konnte allerdings in gewis- 


*) Dabei ist jedoch zu berücksichtigen, daß diese Er- 
höhung zu einem wesentlichen Teil auf Änderungen 
in der statistischen Erfassung der Einfuhr zurückzu- 
führen ist. Im Außenbeitrag (siehe Erläuterungen im 
Anhang, Ziffer [30], und Tabelle 7) tritt dieser Faktor 
nicht in Erscheinung. 
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sem Maße ausgleichend wirken. Sie kam da- 
durch zustande, daß die 1962 noch vielfach zu 
beobachtende Hortung von Arbeitskräften in 
den Sparten mit einer seit längerem schwachen 
Absatzlage an Bedeutung verlor. Die expan- 
siven Zweige konnten daher etwas leichter zu- 
sätzliche Arbeitskräfte gewinnen. Hierin ist im 
übrigen auch eine Begründung dafür zu erblik- 
ken, daß ein Gleichgewicht zwischen Angebot 
und Nachfrage auf längere Sicht die Expansion 
fördert. 

Gesamtwirtschaftlich betrachtet hat sich aber an 
der Knappheit des Produktionsfaktors Arbeit 
nicht viel geändert. Der Neuzugang an Beschäf- 
tigten dürfte mit rd. 180 000 Personen nur 
etwas mehr als die Hälfte des Zuwachses von 

1962 betragen. Er kommt hauptsächlich aus dem 
Zustrom an ausländischen Arbeitskräften, deren 
Zahl sich im Jahresdurchschnitt 1963 auf rd. 
800 000 erhöhen dürfte. Wie schon 1962 wurde 
der Beschäftigungsanstieg — er beträgt für 

1963 bei den Arbeitnehmern schätzungsweise 
0,8 Vo — durch den Rückgang der Arbeitszeit 
überkompensiert. Die durchschnittlich geleistete 
Arbeitszeit aller abhängig Beschäftigten wird 
um knapp 2 °/o unter der von 1962 liegen. An- 
nähernd zwei Drittel dieser Abnahme sind 
durch tarifliche Vereinbarungen über die Wo- 
chenarbeitszeit und den Urlaub bedingt, womit 
im Tempo der tariflichen Arbeitszeitverkürzung 
eine leichte Verlangsamung festzustellen ist. 
Der Rest entfällt auf den Kalender und das 
Wetter des Jahres 1963: geringere Zahl von Ar- 
beitstagen und Ausfallzeiten der Schlechtwet- 
tergeldempfänger im Baugewerbe ^). Die wei- 
tere Verkleinerung des Arbeitsvolumens war 
1963 begleitet von einem geringeren Produkti- 
vitätsfortschritt. Gemessen an dem realen Zu- 
wachs des Inlandsprodukts 2) je Erwerbstätigen 
ist dieser auf etwa 2^U ^/o zu veranschlagen, 
nach rd. 3 V 2 Vo im Vorjahr und etwas über 4 Vo 
1961. Daß es trotz der Rationalisierungsanstren- 
gungen zu dieser Verlangsamung des Produk- 
tivitätsfortschritts gekommen ist, kann zu einem 
großen Teil der Produktionsbehinderung in der 
Bauwirtschaft zugeschrieben werden. Gleich- 
wohl ist damit allein nicht das ganze Ausmaß 
der Verlangsamung zu erklären; denn auch die 
Stundenproduktivität (Zuwachs des Inlandspro- 
dukts je Erwerbstätigenstunde), bei deren Be- 
rechnung der witterungsbedingte Produktions- 
ausfall weitgehend berücksichtigt ist, zeigt mit 
rd. 4 Vo eine deutliche Abschwächung gegen- 
über dem Vorjahr (+ 5,5 Vo). Eine auch außer- 
halb der Bauwirtschaft im Durchschnitt verrin- 
gerte Kapazitätsausnutzung findet hierin ihren 
Ausdruck. 


Der witterungsbedingte Arbeitsausfall in der Bauwirt- 
schaft wird — soweit er unter die Schlechtwettergeld- 
regelung fällt — in der Gesamtrechnung nicht in der 
Arbeitslosigkeit, sondern bei der Arbeitszeitentwick- 
lung berücksichtigt. 

") siehe Erläuterungen im Anhang, Ziffer (10) 


7. Das allgemeine Preisniveau wird 1963 wiede- 
rum um eine Stufe höher liegen als im Durch- 
schnitt des Vorjahrs. Der Anstieg ist aber nicht 
mehr so groß wie in den beiden vorangegange- 
nen Jahren. Im ganzen dürften sich die Preise 
der wichtigsten inländischen Verwendungs- 
arten des Sozialprodukts •') gegenüber 1962 um 
3 ^/o erhöhen, verglichen mit einem Anstieg um 
3,7 im Vorjahr und 3,8 ®/o im Jahr 1961. Der 
weitaus stärkste Anstieg ist erneut bei den 
Bauinvestitionen mit schätzungsweise 5 zu 
verzeichnen. Im Vergleich zu den letzten Jah- 
ren bedeutet das immerhin ein deutliches Nach- 
lassen des Preisauftriebs. Durch eine annähernd 
stabile Entwicklung sind die Preise bei den 
Ausrüstungsinvestitionen gekennzeichnet. Hier 
wird die Erhöhung kaum mehr als 1 % aus- 
machen. Nur wenig verkleinerte sich demge- 
genüber der Anstieg der Preise für den privaten 
Verbrauch; er ist auf rd. 3 Vo zu veranschlagen. 

Diese Preisentwicklung ist letztlich natürlich 
nur ein Indiz dafür, daß die nominalen Ansprü- 
che an das Sozialprodukt größer blieben als das 
reale Güterangebot. Eine solche Feststellung 
bedarf jedoch der Differenzierung, denn von 
einer allgemeinen Übernachfrage als verur- 
sachenden Faktor der Preisentwicklung kann 
keine Rede sein, überwiegend nachfragebe- 
dingt war eigentlich nur noch der Preisanstieg 
am Baumarkt. Bei den meisten übrigen Preis- 
bewegungen traten andere Bestimmungsgründe 
als treibende Kraft auf. Unter diesen spielten 
die Lohnerhöhungen immer noch eine Rolle. 
Der Anstieg der Lohnkosten kam auch 1963 
nicht zum Stillstand. Aus der Differenz zwi- 
schen der durchschnittlichen Lohn- und Gehalts- 
steigerung und dem gesamtwirtschaftlichen Pro- 
duktivitätsfortschritt errechnet sich eine Erhö- 
hung der Lohnkosten je Sozialproduktseinheit 
um rd. 3 V 2 ^/o. Das ist sehr viel weniger als in 
den beiden Vorjahren. In den Bereichen mit 
überdurchschnittlichem Produktivitätszuwachs 
ging damit von den Löhnen kaum mehr ein 
preissteigernder Effekt aus, was u. a. in der 
annähernd stabilen Tendenz der Erzeugerpreise 
für industrielle Produkte zum Ausdruck kommt. 
In anderen Wirtschaftsbereichen, in denen die 
Rationalisierungsmöglichkeiten nicht so groß 
sind, haben die Arbeitskosten je Produktions- 
einheit jedoch weiter zugenommen. Das erklärt 
zum großen Teil, daß gerade auf dem Gebiet 
der Dienstleistungen die Preise erneut ange- 
stiegen sind. Bis zu einem gewissen Grade hän- 
gen damit auch Unterschiede zusammen, wie 
sie verschiedentlich zwischen den Erzeugerprei- 
sen und den Verbraucherpreisen zu beobachten 
sind. Manches spricht allerdings dafür, daß Er- 
weiterungen der Verteilungs- und Verarbei- 
tungsspannen ihre Ursache auch in einem un- 
genügenden Wettbewerb haben. 


^) Zur Problematik des „Preisindex" für das Sozialpro- 
dukt wird auf die Ausführungen im Wirtschaftsbericht 
1963, Ziffer 19, verwiesen. 
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Schließlich spielten 1963 für die Verbraucher- 
preise einige „autonome" und „exogene" Er- 
höhungen eine erhebliche Rolle. Dazu gehören 
die Tariferhöhungen bei Bahn und Post, die 
Mieterhöhungen auf Grund des zweiten Bun- 
desmietengesetzes und auf dem Gebiet der 
Nahrungsmittel die Auswirkungen verschiede- 
ner EWG-Regelungen sowie die Heraufsetzung 
des Trinkmilchpreises. Nicht zuletzt war die 
Anhebung des Verbraucherpreisniveaus eine 
Folge der witterungsbedingten Verteuerungen 
bei Nahrungsmitteln und Brennstoffen in den 
ersten Monaten dieses Jahres. Die spätere 
Rückbildung der davon betroffenen Preise hat 
diesen Einfluß nicht mehr voll wettgemacht. Die 
Wirkungen all dieser von der Konjunkturent- 
wicklung weitgehend unabhängigen Faktoren 
auf das Gesamtpreisniveau lassen sich nicht 
exakt ermitteln. Gut die Hälfte der im Jahres- 
durchschnitt auf rd. 3 Vo geschätzten Preisstei- 
gerung beim privaten Verbrauch dürfte aber 
darauf entfallen. 

II. Die Entwicklung im Lichte der konjunkturpoliti- 
schen Zielsetzungen und Leitlinien 

8. Unter den Gesichtspunkten der konjunkturpoli- 
tischen Zielsetzungen und der im letzten Wirt- 
schaftsbericht aufgestellten Leitlinien weist eine 
vorläufige Bilanz des Jahres 1963 sowohl posi- 
tive als auch negative Ergebnisse auf. Als we- 
sentlicher Aktivposten erscheint die Tatsache, 
daß die 1962 noch sehr deutlich ausgeprägte 
Ubernachfrage erheblich, wenn auch nicht voll- 
ständig, abgebaut werden konnte, ohne daß da- 
durch eine unerwünschte Abschwächung der 
realen Expansion oder gar die Gefahr einer 
Rezession ausgelöst worden wäre. Der Nach- 
fragedruck auf das Leistungspotential blieb 
aber in weiten Bereichen noch sehr stark und 
die Wirtschaft fand auch 1963 nicht zum Gleich- 
gewicht zurück. Die Überforderung der Res- 
sourcen war nach wie vor am Arbeitsmarkt be- 
sonders augenfällig. Trotz verstärkter und auch 
erfolgreicher Bemühungen um die Hereinnahme 
weiterer ausländischer Arbeiter konnte der un- 
gedeckte Kräftebedarf gegenüber 1962 kaum 
vermindert werden. Der im letzten Wirtschafts- 
bericht ausgesprochenen Aufforderung, Arbeits- 
zeitverkürzungen zurückzustellen, kamen nur 
einzelne Bereiche nach. Wenig befriedigend 
waren bisher die Bemühungen, den Baumarkt 
zu normalisieren. Zwar haben Bund und Länder 
erhebliche Anstrengungen gemacht, um zusätz- 
liche Nachfrage von diesem Markt fernzuhalten. 
Angesichts der witterungsbedingten Produk- 
tionsausfälle waren die Maßnahmen aber nicht 
ausreichend. Auch blieben die Einwirkungsmög- 
lichkeiten des Bundes, dessen Anteil am gesam- 
ten Bauvolumen der öffentlichen Hand nur 
knapp ein Drittel beträgt, begrenzt. Allgemein 
muß sich die öffentliche Hand bei einem Rück- 
blick auf 1963 eingestehen, daß ihr Beitrag zu 
den Stabilisierungsbemühungen ungenügend 
war und ihre Ausgabengestaltung den aus der 


Vorausschau auf 1963 gezogenen Schlußfolge- 
rungen nicht voll entsprochen hat. Das gilt ins- 
besondere für den Umfang der öffentlichen In- 
vestitionen als auch für den laufenden Staats- 
verbrauch. 

Demgegenüber war das Verhalten der Tarif- 
parteien und der Unternehmer den konjunktur- 
politischen Zielsetzungen besser angepaßt. 
Mehr als im Vorjahr scheint in der privaten 
Investitionstätigkeit das Schwergewicht von 
Erweiterungs- zu Rationalisierungsvorhaben 
verlagert worden zu sein. In den Wirtschafts- 
zweigen mit überdurchschnittlichem Produktivi- 
tätsanstieg kam es jedoch nicht zu den Preis- 
senkungen, die notwendig gewesen wären, 
um Preissteigerungen in den besonders arbeits- 
intensiven Bereichen auszugleichen. Dazu wa- 
ren eben auch die Lohnerhöhungen noch zu 
groß; sie gingen nicht unbeträchtlich über die 
den Tarifparteien gegebene Leitlinie hinaus. 
Immerhin gehört der Wandel in der Lohnpoli- 
tik und Lohnbewegung zu den erfreulichen Re- 
sultaten des Jahres 1963. Nach den sehr hohen 
Steigerungsraten der letzten drei Jahre stellen 
die Tarifvereinbarungen dieses Jahres einen 
Fortschritt in Richtung auf eine Lohnpolitik dar, 
die dem Grundsatz der Preisstabilität stärker 
Rechnung trägt. Zu begrüßen ist auch, daß die 
Laufzeit der Verträge überwiegend länger ge- 
worden ist. Die Mäßigung in den Lohnforderun- 
gen und -Zugeständnissen war sicherlich zum 
großen Teil eine Folge der vorhergegangenen 
Gewinnschmälerung und des verschärften Wett- 
bewerbs; ohne eine bessere Einsicht der Tarif- 
parteien in die mit der Fortsetzung eines über- 
steigerten Lohnbooms verbundenen Gefahren 
wäre sie aber wohl kaum zustande gekommen. 
Wenn damit auch der Lohnkostenanstieg nicht 
zum Stillstand kam, so verlor er doch als 
preissteigernder Faktor an Bedeutung. Dafür 
traten andere Bestimmungsgründe der Preis- 
entwicklung, wie sie oben aufgeführt wurden, 
in den Vordergrund. Weder dem Verhalten von 
Produzenten und Konsumenten noch der Wirt- 
schaftspolitik ist es zuzuschreiben, daß die wit- 
terungsbedingten Angebotsverknappungen ihre 
Spuren im Preisniveau 1963 hinterlassen haben, 
zumal alles getan wurde, um die Auswirkungen 
des Winters auf die Preise in Grenzen zu hal- 
ten. Auf der anderen Seite waren es aber ge- 
rade verschiedene wirtschaftspolitische Ent- 
scheidungen, so auf dem Gebiet der Agrar- 
politik, der staatlichen Tarife und des Woh- 
nungsmarktes, die stärker als in früheren Jah- 
ren an der Aufwärtsbewegung der Preise be- 
teiligt waren. Mit dieser Feststellung wird die 
Notwendigkeit der erwähnten Maßnahmen 
keineswegs bestritten. Dies gilt insbesondere 
für die teilweise Freigabe der Mieten, die einen 
großen Fortschritt auf dem Wege zur Wieder- 
herstellung eines funktionsfähigen Wettbe- 
werbs am Wohnungsmarkt bringt und dadurch 
auf längere Sicht der Preisstabilisierung dient. 
Ebensowenig kann angezweifelt werden, daß 
bei bestimmten öffentlichen Tarifen infolge 
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vorhergegangener Kostensteigerungen Anpas- 
sungen nach oben unaufschiebbar geworden 
waren. Schließlich muß die Dringlichkeit aner- 
kannt werden, die in der Agrarpolitik für eine 
gewisse Milderung des Einkommensunterschie- 
des zwischen der Landwirtschaft und der übri- 
gen Wirtschaft sprach. 

Für sich betrachtet waren alle einzelnen Kom- 
ponenten, die den Preisanstieg 1963 verur- 
sachten, von geringem Einfluß. Zusammen be- 
wirkten sie aber dennoch eine fühlbare Ver- 
teuerung der Lebenshaltung. Die Preisentwick- 
lung gehört damit bei einer konjunkturpoliti- 
schen Bilanz des Jahres 1963 auf die Passiv- 
seite, wenn auch die negativen Komponenten 
sich im Verlauf von 1963 — im Vergleich zu 
den Vorjahren ■ — deutlich abschwächten. 

Es ist ein wirtschaftspolitisch sicherlich schwa- 
cher Trost, daß einige Nachbarländer in der 
Bekämpfung schleichender Inflation weit we- 
niger Erfolg hatten und die Bundesrepublik im 
internationalen Vergleich wieder mehr am 
Ende der Preissteigerungsskala rangiert. Damit 
und weniger mit der eigenen Lohn- und Preis- 
disziplin hängt es zusammen, daß die Wett- 
bewerbsfähigkeit der deutschen Wirtschaft sich 
nicht — wie Anfang des Jahres zu befürchten 
’W'ar — weiter verschlechterte, sondern eher 
wieder etwas stärker wurde. Die dadurch be- 
wirkte Vergrößerung des Handelsbilanzüber- 
schusses steht noch nicht im Widerspruch zu 
der Zielsetzung einer auf längere Sicht ausge- 
glichenen Zahlungsbilanz. Bei einem nach wie 
vor passiven Dienstleistungsverkehr und wei- 
terhin relativ hohen unentgeltlichen Leistun- 
gen dürfte die Bilanz der laufenden Posten 
auch für 1963 ein — gegenüber 1962 allerdings 
verringertes — Defizit aufweisen. Einschließ- 
lich des Kapitalverkehrs ist die Zahlungsbilanz 
aber bereits wieder deutlich aktiv. Im abge- 
laufenen Jahr gingen von hier angesichts der 
im ganzen ruhigeren Entwicklung der Inlands- 
nachfrage keine unerwünschten Wirkungen auf 
die Binnenkonjunktur und auch keine stören- 
den Einflüsse auf den internationalen Handels- 
und Zahlungsverkehr aus. 


C. Die Aussichten für die Wirtschaftsentwicklung 
im Jahre 1964 

1. Ausgangslage, Annahmen und Gesamtüberblick 

9. Die Abschätzung der Wirtschaftsentwicklung 
1964 kann sich nicht nur auf einen Vergleich 
der Jahresergebnisse stützen; es müssen dabei 
auch der Ablauf innerhalb des Jahres und die 
Ausgangssituation beachtet werden. Diese 
weichen in einigen Punkten von dem Bild ab, 


9 Die Bilanz der laufenden Posten enthält außer dem 
Saldo des Waren- und Dienstleistungsverkehrs noch 
die sogenannten unentgeltlichen Leistungen, bei 
denen es sich in der Hauptsache um Wiedergut- 
machungszahlungen handelt. 


wie es sich auf Grund der Zahlen für das ganze 
Jahr 1963 darstellt. Nach einer sehr schwachen 
Produktions- und Umsatzentwicklung in den 
ersten Monaten dieses Jahres, die zu einer Un- 
terbrechung des gesamtwirtschaftlichen Wachs- 
tums geführt hatte, setzte sich die Expansion im 
Frühjahr wieder fort. Es folgte eine besonders 
ausgeprägte Sommerflaute, die dann in einen 
kräftigen Herbstaufschwung einmündete. Sieht 
man von den Saisoneinflüssen ab, so zeigt sich 
in den letzten Monaten ein merklich über dem 
Jahresdurchschnitt liegender Produktionsan- 
stieg. Zum Teil handelt es sich dabei um ein 
Nachholen der witterungsbedingten Ausfälle 
während des Winters, was vor allem für die 
sehr beträchtliche Angebotssteigerung der Bau- 
wirtschaft zutrifft. Darüber hinaus scheint sich 
in einigen Daten eine leichte konjunkturelle 
Belebung widerzuspiegeln. Die sich beschleu- 
nigende Ausweitung der Auslandsnachfrage ist 
hieran wesentlich beteiligt. Sie brachte eine 
sehr starke Steigerung der Ausfuhr, hinter der 
die Importe zunehmend mehr Zurückbleiben, so 
daß sich die Exportüberschüsse kräftig erhöhen. 

Die konjunkturelle Entspannung, deren deut- 
liches Fortschreiten ein besonderes Kennzei- 
chen der Wirtschaftsentwicklung des Jahres 
1963 ist, wurde dadurch aber nicht unterbro- 
chen. Der lange Zeit hindurch leicht rückläufige 
Trend in der Nachfrage nach Ausrüstungen 
machte seit dem Frühjahr zwar wieder einer 
etwas besseren Dispositionsbereitschaft der Un- 
ternehmen Platz. Eindeutige Zeichen für einen 
allgemeinen Wiederaufschwung der Investi- 
tionstätigkeit sind fürs erste jedoch nicht zu 
sehen. Von entscheidender Bedeutung für den 
ruhigen Fortgang der Gesamtkonjunktur blieb 
vor allem, daß bis in die jüngste Zeit hinein 
von der privaten Verbrauchsnachfrage nur we- 
nig Impulse ausstrahlten. Der Anstieg der Ar- 
beitseinkommen flachte sich im Verlauf des 
Jahres eher etwas ab, und die Spartätigkeit 
blieb auch in den letzten Wochen außerordent- 
lich lebhaft. Wieder stärker nahmen — nach 
einer abgeschwächten Tendenz im ersten Halb- 
jahr — die Ausgaben der öffentlichen Hand zu, 
was aber wohl keine Tendenzänderung bedeu- 
tet, sondern hauptsächlich durch zeitliche Ver- 
schiebungen im Ausgabenrhythmus bedingt ist. 

Alles in allem hat sich die Wirtschaftsentwick- 
lung dem Gleichgewicht zwischen Angebot und 
Nachfrage mehr genähert, als es bei einem 
Vergleich der Jahresergebnisse zum Ausdruck 
kommt. Dementsprechend haben die konjunk- 
turell bedingten Preiserhöhungen an Bedeutung 
verloren. Die Erzeuger- und Großhandelspreise 
für Industriewaren sind seit Monaten praktisch 
stabil, bei den Verbraucherpreisen flachte sich 
— abgesehen von den Saisonbewegungen — 
der Anstieg ab, und selbst am Baumarkt ließ 
der Preisauftrieb nach. In allerjüngster Zeit 
allerdings verschlechterte sich das Preisklima 
wieder, da jahreszeitlich bedingte Verteuerun- 
gen mit autonomen Preiserhöhungen zusam- 
mentrafen. 
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10. Bei den allgemeinen Annahmen für 1964 wird 
davon ausgegangen, daß sich die gegenwärtig 
erkennbaren Entwicklungslinien der konjunk- 
turbestimmenden Faktoren ohne große Abwei- 
chungen nach oben oder unten fortsetzen wer- 
den. Ähnliches gilt für die wichtigsten Hypo- 
thesen zur Weltkonjunktur. Auf Grund der in 
internationalen Ausschüssen von Sachverstän- 
digen erörterten Vorausschätzungen wird mit 
einem gegenüber 1963 insgesamt leicht be- 
schleunigten Wachstum gerechnet. Für die auf 
die Wirtschaftslage in der Bundesrepublik von 
außen her wirkenden Einflüsse bedeutet diese 
Annahme, daß die seit geraumer Zeit spürba- 
ren Impulse weiterstrahlen, sich aber nicht er- 
heblich verstärken. Das schließt die Erwartung 
einer wirksamen Bekämpfung der zur Zeit in 
wichtigen Ländern drohenden Inflationsgefah- 
ren ein. Für die Aiisgabengestaltung der öffent- 
lichen Haushalte wird unterstellt, daß sie den 
durch die Einnahmensteigerung gezogenen Rah- 
men nicht wesentlich überschreitet. Es wird fer- 
ner davon ausgegangen, daß die Witterungs- 
bedingungen im Jahre 1964 normal sein wer- 
den. Annahmen über wirtschaftspolitische Maß- 
nahmen, die sich später vielleicht als notwendig 
erweisen könnten, für die gegenwärtig aber 
noch keine Begründung vorliegt, sind nicht ge- 
macht worden. 

Da bei der gegenwärtigen Datenkonstellation 
die weitere Wirtschaftsentwicklung in stärke- 
rem Maße, als dies für 1963 der Fall war, von 
den außenwirtschaftlichen Faktoren abhängt, 
enthält die gesamtwirtschaftliche Vorausschät- 
zung diesmal ein besonders großes Unsicher- 
heitsmoment. Sollte die Wirtschaftsentwicklung 
im Ausland erheblich von den Annahmen ab- 
weichen, so würde das zunächst den Außenbei- 
trag beeinflussen und dadurch induziert über 
kurz oder lang auch die Investitionen der Un- 
ternehmer. Der Hinweis auf die allgemeine 
Problematik von Investitionsvorausschätzun- 
gen, der bereits im Wirtschaftsbericht 1963 ent- 
halten war, verdient diesmal um so mehr Be- 
achtung. Es ist nicht völlig auszuschließen, daß 
sich auf Grund einer stärkeren Investitionsbe- 
lebung das allgemeine Konjunkturklima 1964 
deutlich wandelt. Die im jetzigen Zeitpunkt 
verfügbaren Unterlagen rechtfertigen es jedoch 
nicht, eine solche Entwicklung bereits als wahr- 
scheinlich zu unterstellen. 

11. Unter den dargelegten Annahmen und bei Be- 
rücksichtigung der allgemeinen Zusammen- 
hänge zwischen den verschiedenen Nachfrage- 
und Angebotskomponenten ist — nach den Er- 
örterungen im Arbeitskreis „Gesamtwirtschaft- 
liche Vorausschätzungen'' — mit folgenden Ent- 
wicklungstendenzen für das Jahr 1964 zu rech- 
nen; 

Die wirtschaftliche Expansion wird insgesamt 
etwas stärker sein als 1963. Die entscheidende 
Triebkraft bilden höhere Anlageinvestitionen, 
wobei sowohl für die öffentlichen Bauten als 
auch für die privaten Ausrüstungsinvestitionen 


mit einer größeren Wachstumsrate gerechnet 
werden muß. Eine weiterhin über dem Durch- 
schnitt der Steigerung des Sozialprodukts lie- 
gende Entwicklung ist für den Staatsverbrauch 
zu erwarten, wenngleich er sich nicht mehr so 
stark ausdehnt wie in den Vorjahren. Diese 
Aussage beruht auf den Informationen, die zum 
Zeitpunkt der Vorausschätzung für 1964 Vor- 
lagen. Der private Verbrauch wird mit einer ver- 
mutlich wiederum leicht unter dem Durchschnitt 
der Gesamtnachfrage bleibenden Expansions- 
rate seine gegenüber 1960/62 verhältnismäßig 
ruhige Entwicklungslinie beibehalten. Eine die 
Einfuhrzunahme voraussichtlich übertreffende 
Steigerung der Exporte läßt den Überschuß in 
der Waren- und Dienstleistungsbilanz über den 
Saldo des Jahres 1963 hinausgehen. Diese Fak- 
toren zusammen werden eine auf etwa 6 V 2 ®/o 
geschätzte Zunahme der nominalen Gesamt- 
nachfrage bewirken. 

Die Angebotsentwicklung dürfte dem Nach- 
frageanstieg besser folgen können als 1963 und 
in den vorangegangenen drei Jahren. Die Vor- 
aussetzungen dafür sind vor allem dann gege- 
ben, wenn sich die ungewöhnlichen Witterungs- 
einflüsse vom letzten Winter nicht wiederho- 
len. Auch die nach dem Kalender größere Zahl 
von Arbeitstagen und nicht zuletzt eine wieder 
etwas gleichmäßigere Auslastung der Kapazi- 
täten berechtigen zu der Erwartung, daß der 
Produktionsanstieg je Erwerbstätigen nicht un- 
erheblich zunimmt. Trotz eines weiterhin nur 
geringfügigen Zugangs von Beschäftigten kann 
daher mit einer Zunahme des realen Brutto-So- 
zialprodukts um etwa 4 V 2 ®/o gerechnet werden. 
Das würde eine sehr weitgehende Annäherung 
an einen Zustand des Gleichgewichts zwischen 
Angebot und Nachfrage bedeuten. Die auf we- 
niger als 2 Vo geschätzte Diskrepanz zwischen 
nominaler und realer Entwicklung ist zu einem 
beträchtlichen Teil bedingt durch eine noch 
deutliche Angebotslücke am Baumarkt, die 
ohne eine entsprechende Zurückhaltung in der 
Auftragsvergabe der öffentlichen Hand nicht zu 
schließen ist. Während bei den Ausrüstungs- 
investitionen mit keiner nennenswerten Ver- 
teuerung zu rechnen ist, ergibt sich für den pri- 
vaten Verbrauch unter den im folgenden näher 
dargestellten Annahmen noch eine leichte Er- 
höhung des Preisniveaus gegenüber dem Durch- 
schnitt von 1963. 

11. Nachfrageentwicklung 

12. Der quantitativ bedeutendste Beitrag zur Er- 
höhung des Sozialprodukts kommt weiterhin 
von der privaten Verbrauchsnachfrage. Ihre Zu- 
nahme dürfte um ein Geringes unter 6 Vo blei- 
ben. Damit ist die Wachstumsrate zwar etwas 
größer als 1963. Dies folgt aber ausschließlich 
aus der Annahme, daß die 1963 beträchtlich er- 
höhte Sparquote 1964 nicht weiter ansteigt. 
Gründe für eine erneute Vergrößerung des — 
gegenüber früheren Jahren und auch im inter- 
nationalen Vergleich recht beachtlichen — An- 
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teils der Ersparnisse an dem verfügbaren Ein- 
kommen der privaten Haushalte sind gegen- 
wärtig nicht erkennbar. Die Einkommensbil- 
dung selbst wird vermutlich nicht ganz so kräf- 
tig sein wie 1963. Für einen großen Teil der 
Beschäftigten ist durch die 1963 abgeschlosse- 
nen Tarifvereinbarungen mit einer zweistufi- 
gen Erhöhung die Lohn- und Gehaltsentwick- 
lung im Jahre 1964 schon bestimmt. Mit den für 
das kommende Jahr vereinbarten Sätzen ist 
auch für die noch anstehenden Tariferneuerun- 
gen eine gewisse Marge gesetzt. Gleichwohl 
bleibt, insbesondere für die Entwicklung der 
Effektivverdienste, ein Bewegungsspielraum, 
der außer von den Arbeitsmarktbedingungen 
auch vom Verhalten der Unternehmer und der 
Beschäftigten abhängt. Stärker als die Arbeits- 
einkommen werden auch 1964 die Einkommens- 
übertragungen an Rentner, Pensionäre und Un- 
terstützungsempfänger anwachsen (insgesamt 
um etwa 7 V 2 Vo). Dabei fallen vor allem die mit 
der Bemessungsgrundlage um 9,4 ®/o erhöhten 
Bezüge bei den Neurenten und die von der 
Bundesregierung vorgesdilagene Anpassung 
der Bestandsrenten um 8,2 Vo ins Gewicht. An 
Zahlungen im Rahmen der Sch lechtwettergeld - 
regelung wurde entsprechend den Annahmen 
über den Witterungsverlauf ein wesentlich ge- 
ringerer Betrag als 1963 in Rechnung gestellt. 
Insgesamt dürften das Masseneinkommen und 
auch das — die Privatentnahme der Selbständi- 
gen einsdiließende — verfügbare Einkommen 
der privaten Haushalte um knapp 6 ®/o steigen. 

13. Wie in den meisten zurückliegenden Jahren 
dürfte auch 1964 die Steigerung des Staatsver- 
brauchs die der privaten Konsumnachfrage 
übertreffen. Nach den zur Zeit der Vorausschät- 
zung vorliegenden Informationen wird sich die 
Zunahme der zivilen Aufwendungen für die 
laufende Verwaltungstätigkeit — anders als in 
den Vorjahren — im Rahmen der durchschnitt- 
lichen Nachfrageentwicklung halten, wenn nicht 
sogar leicht darunter bleiben. Die mit schät- 
zungsweise rd. 7 Vo weiter überproportionale 
Ausdehnung des öffentlichen Verbrauchs liegt 
in der Notwendigkeit erneut wachsender Ver- 
teidigungsausgaben begründet. 

14. Die Nachfrage nach Investitionen wird bei ver- 
mutlich gleich hoher Vorratsbildung wie 1963 
unter den eingangs dargelegten Annahmen ins- 
gesamt um reichlich 7 Vo ansteigen. Für die no- 
minalen Bauaufwendungen muß mit einer Zu- 
nahme um rd. 11 Vo gerechnet werden. Zwar 
zeigen die Baugenehmigungen seit einiger Zeit 
eine rückläufige Tendenz. Die sich hierin von 
der Nachfrageseite her ankündigende Entspan- 
nung kam jedoch infolge des außerordentlich 
hohen Überhangs an unerledigten Bauaufträgen 
noch nicht zur Wirkung. Trotz eines unter nor- 
malen Witterungsbedingungen erheblich größe- 
ren Angebotsspielraums wird die nominale 
Nachfrage die Produktionsmöglidikeiten über- 
treffen, wenn man von den derzeit bekannten I 


Bauplanungen der öffentlichen Hand und dem 
Ende 1963 verbleibenden Bauüberhang ausgeht. 
Dieser dürfte nur für gewerbliche Bauten etwas 
niedriger sein als Ende 1962, während er im 
Wohnungsbau und im öffentlichen Hochbau 
kaum nennenswert — wenn überhaupt — redu- 
ziert werden konnte. 

Für die Nachfrage nach Ausrüstungsinvestitio- 
nen wird ein Zuwachs um etwa 4 V 2 Vo und da- 
mit eine etwas lebhaftere Entwicklung als 1963 
angenommen. Die Voraussetzungen für eine 
größere Investitionsbereitschaft sind wieder 
günstiger geworden. Dem bereits 1963 leicht 
verringerten Druck auf die Unternehmerge- 
winne dürfte 1964 eine Besserung der Gewinn- 
situation folgen. Die nicht entnommenen Ge- 
winne, die seit 1961 rückläufig waren, werden 
voraussichtlich wieder steigen. Zusammen mit 
dem weiter vergrößerten Abschreibungsvolu- 
men ergibt sich 1964 eine höhere Quote der 
Selbstfinanzierung für den unterstellten Investi- 
tionsumfang im Unternehmenssektor. 

15. Ein um rd. 400 Mill. DM größerer Ansatz für 
den Außenbeitrag in der gesamtwirtschaftlichen 
Vorausschätzung bringt zum Ausdruck, daß die 
schon im Verlauf von 1963 erkennbare Tendenz 
wachsender Exportüberschüsse fortdauern wird. 
Die Entwicklung der laufenden Nachfrage aus 
dem Ausland und die sich wieder auffüllenden 
Auftragsbestände im Exportgeschäft sprechen 
dafür, daß die Bundesrepublik an der zu erwar- 
tenden Ausweitung des Welthandels in be- 
trächtlichem Umfang teilhaben wird. Die 
Zuwachsrate der Warenausfuhr dürfte größer 
werden als 1963. Die Entwicklung der Einfuhr 
wird trotz der insgesamt wieder etwas stärker 
wachsenden Inlandsnachfrage vermutlich dahin- 
ter Zurückbleiben. Im Dienstleistungsverkehr 
hingegen ist mit einer Fortdauer des Defizits 
zu rechnen. 

16. Die eben skizzierten Tendenzen der einzelnen 
Nachfragekomponenten lassen für 1964 weitere 
Veränderungen in der Zusammensetzung der 
Gesamtnachfrage erwarten. Erneut leicht zurück- 
gehen dürfte der Anteil des privaten Ver- 
brauchs, während die auf den Staatsverbrauch 
entfallende Quote — entgegen der Entwicklung 
in den Vorjahren — vermutlich nicht weiter 
steigen wird. Bei einer sich eher wieder ver- 
größernden Gesamtquote der Investitionen 
werden die Ausrüstungsinvestitionen voraus- 
sichtlich einen etwas geringeren Teil des Sozial- 
produkts — in Fortsetzung der seit 1961 zu 
beobachtenden Tendenz — ausmachen. Ande- 
rerseits wird sich der von den Bauinvestitionen 
beanspruchte Teil auch 1964 vergrößern. Auf 
den Außenbeitrag wird vermutlich ein gegen- 
über 1963 nur wenig veränderter Anteil des 
Sozialprodukts entfallen. Stärker als es in den 
zusammengefaßten Aggregaten zum Ausdruck 
kommt, dürfte sich die Nachfragestruktur inner- 
halb der einzelnen Komponenten verändern. 
Mit steigendem Wohlstand, der den Anteil des 
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nicht vom lebensnotwendigen Bedarf bean- 
spruchten Einkommens immer größer werden 
läßt, wird die Nachfrage ständig differenzierter. 
Auch im Unternehmensbereich vollziehen sich 
u. a. infolge des raschen technischen Fortschritts 
deutliche Wandlungen in der Zusammensetzung 
der Nachfrage. Es ist nicht zuletzt die zuneh- 
mende weltwirtschaftliche Verflechtung, die in 
beiden Bereichen, im Unternehmenssektor wie 
in dem der privaten Konsumenten, strukturelle 
Veränderungen bewirkt. Obwohl zu erwarten 
ist, daß im nächsten Jahr die Abweichungen der 
großen Nachfragekomponenten von der durch- 
schnittlichen Sozialproduktsentwicklung weni- 
ger ausgeprägt sein werden als 1963, wird es 
weiterhin stark unterschiedliche „Branchenkon- 
junkturen" geben. 

IIL Angebotsentwicklung 

17. Wie im Gesamtüberblick für 1964 bereits aus- 
gedrückt wurde, sind die Bedingungen dafür, 
daß die Nachfrage auf ein elastischeres Ange- 
bot trifft, im ganzen verhältnismäßig günstig 
zu beurteilen. Im Gegensatz zu den Jahren 
1961 bis 1963 dürfte die durchschnittlich je 
Beschäftigten geleistete Arbeitszeit im nächsten 
Jahr nicht weiter zurückgehen, sondern effektiv 
eher etwas zunehmen. Allein aus der Hypo- 
these normaler Witterungsverhältnisse resul- 
tiert gegenüber 1963 ein Zuwachs an Arbeits- 
stunden je Beschäftigten von mehr als V 2 Vo. 
Etwa das gleiche macht die größere Zahl von 
Arbeitstagen nach dem Kalender aus. Fast 1 ^/o 
an Arbeitsvolumen geht allerdings wieder ver- 
loren, wenn die wöchentliche Arbeitszeit in 
annähernd demselben Ausmaß verkürzt wird 
wie 1963. Auf Grund schon bestehender Ver- 
einbarungen und der bisher bekannten Absich- 
ten ist dies zu erwarten, zumal sich auch wei- 
tere Verbesserungen in der Urlaubsregelung 
auswirken werden. Dem im letzten Wirtschafts- 
bericht näher erläuterten langfristigen Trend 
folgend^), wird der Zugang an Erwerbstätigen 
erneut kleiner werden. Er hängt fast völlig 
von den Rückgriffsmöglichkeiten auf auslän- 
dische Arbeitsmarktreserven ab. Es wird ange- 
nommen, daß es 1964 gelingt, nochmals rd. 
100 000 neue Arbeitskräfte aus dem Ausland zu 
gewinnen. Die Veränderungen aus den übrigen 
Quellen sind demgegenüber von untergeord- 
neter Bedeutung. Die natürliche Bevölkerungs- 
bewegung (einschließlich Veränderung der 
Erwerbsquote) bedingt vermutlich wieder ein 
leichtes Minus, dem ein nur noch unbedeuten- 
der Wanderungsgewinn gegenübersteht. Unter 
den allgemeinen Annahmen kann allerdings 
damit gerechnet werden, daß die im Jahres- 
durchschnitt von 1963 festzustellende geringe 
Erhöhung der Arbeitslosenziffer wieder weit- 
gehend ausgeglichen wird. Insgesamt dürfte 
sich die Zahl der abhängig Beschäftigten um 


h vgl. die Ausführungen in Ziffer (25) des Wirtschafts- 
berichts 1963 


etwa 160 000 erhöhen, was einer prozentualen 
Zunahme um 0,7 Vo entspricht. 

18. Damit bleibt der Beitrag, den die wahrschein- 
liche Vergrößerung des Arbeitsvolumens (um 
schätzungsweise rd. V 2 Vo) zur Ausweitung des 
Angebotspotentials liefert, weiterhin relativ 
gering. Entscheidend für die Angebotsmöglich- 
keiten wird auch 1964 die Produktivitätsent- 
wicklung sein. Gemessen an dem realen Zu- 
wachs des Inlandsprodukts je Erwerbstätigen 
dürfte der gesamtwirtschaftliche Produktivi- 
tätsfortschritt rd. 4 Vo erreichen. In dieser Schät- 
zung kommt einmal zum Ausdruck, daß mit 
einer Wiederholung der witterungsbedingten 
Produktionshemmnisse von 1963 und dem 
damit zusammenhängenden Ausfall von Arbeits- 
stunden nicht gerechnet wird. Zum anderen wird 
erwartet, daß — bei weiterhin sehr starken 
Unterschieden nach Branchen — die Nachfrage- 
entwicklung eine insgesamt etwas höhere Kapa- 
zitätsausnutzung zuläßt als 1963. Je Erwerbs- 
tätigenstunde wird der Zuwachs des Inlands- 
produkts mit ebenfalls rd. 4 Vo annähernd der 
für 1963 veranschlagten Rate entsprechen. Die 
voraussichtliche Entwicklung von Arbeitsvolu- 
men und Produktivität zusammen läßt eine 
reale Zunahme des Gesamtangebots an Waren 
und Dienstleistungen von rd. 4 V 2 V 0 erwarten. 

19. An dem gegenüber 1963 sich wieder beschleu- 
nigenden Wachstum der Gesamtproduktionen 
nehmen nach den Vorausschätzungen alle gro- 
ßen Wirtschaftsbereiche teil. Für die Land- und 
Forstwirtschaft, einschließlich Fischerei, wird 
eine Zunahme um rd. 2 ^/o erwartet. Besonders 
deutlich dürfte sich die Expansionsrate in der 
gewerblichen Warenproduktion (Industrie, Bau 
und Handwerk) mit rd. 5 Vo von der des Vor- 
jahres abheben. Für die Bauproduktion allein 
ist eine Erhöhung um rd. 7 V 2 Vo wahrscheinlich. 
Auf etwa 4V2 ®/o wird die Steigerung der Indu- 
strieproduktion veranschlagt. Handel und Ver- 
kehr nehmen voraussichtlich mit einem ähn- 
lichen Leistungszuwachs an der weiteren Auf- 
wärtsentwicklung teil. Um etwa 3 V 2 Vo dürfte 
die Wertschöpfung im übrigen Dienstleistungs- 
bereich gegenüber 1963 zunehmen. Das aus der 
Inlandsproduktion stammende Angebot wird 
durch eine auch 1964 sicher überproportional 
ansteigende Einfuhr von Waren und Dienst- 
leistungen aus dem Ausland vermehrt. Auf 
Grund der zu erwartenden Exportentwicklung 
wird sich aber — wie bereits gesagt — ein 
nicht unerheblicher und den Umfang von 1963 
übersteigender Netto-Abfluß von Gütern ins 
Ausland ergeben. 

IV. Preisentwicklung 

20. Unter den aufgezeigten Entwicklungstendenzen 
von Angebot und Nachfrage wird sich das 
allgemeine Preisniveau 1964 merklich weniger 
als 1963 erhöhen. Im wesentlichen nachfrage- 
bedingte Preiserhöhungen sind noch am Bau- 
markt zu befürchten, der mit einem erheblichen 
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Überhang an unerledigten Aufträgen in das 
Jahr 1964 eintritt. Schon die bis Jahresende 
1963 noch deutlich steigende Tendenz der Bau- 
preise wird ein nicht unerheblich höheres 
Durchschnittspreisniveau für 1964 im Vergleich 
zum Vorjahr zur Folge haben. Aber auch im 
Verlauf des nächsten Jahres kann trotz der seit 
einiger Zeit ruhigeren Nachfrageentwicklung 
noch nicht mit einem Stillstand des Preisan- 
stiegs auf dem Baumarkt gerechnet werden, 
wenn nicht die öffentliche Hand ihre Anstren- 
gungen zum Ausgleich von Angebot und Nach- 
frage so verstärkt, daß der derzeitige Auftrags- 
stau rasch beseitigt wird. Sieht man von den 
Bauten ab, so dürfte die Nachfrageentwicklung 
im allgemeinen kaum einen Sog auf das Preis- 
niveau ausüben. Auch bei der Lohnentwicklung 
ist erstmals seit langem die Chance gegeben, 
daß von ihr keine ins Gewicht fallenden allge- 
meinen Preisauftriebstendenzen ausgelöst wer- 
den. Voraussetzung dafür ist allerdings, daß 
sich der Anstieg tatsächlich weiter abflachen 
wird und damit die Diskrepanz zu dem höheren 
Produktivitätsfortschritt weitgehend verschwin- 
det. 

Die beim privaten Verbrauch in Rechnung zu 
stellende leichte Erhöhung der Preise gegen- 
über dem Durchschnitt von 1963 ist zum Teil 
eine Folge der noch gegen Ende 1963 eingetre- 
tenen Preissteigerung auf dem Agrargebiet und 
dem Wohnungsmarkt. Ferner können gewisse 
Preissteigerungstendenzen auf einigen anderen 
Gebieten, in denen der Wettbewerb in irgend- 
einer Form begrenzt oder ausgeschaltet ist, 
nicht ganz ausgeschlossen werden. Außerdem 
ist zu berücksichtigen, daß bei steigendem 
Wohlstand immer stärker Güter mit höheren 
Preisen bevorzugt werden. Die daraus resul- 
tierende Verschiebung der Nachfragestruktur 
tendiert daher ständig in Richtung einer Erhö- 
hung des statistischen Gesamtpreisniveaus für 
den privaten Verbrauch i). 


D. Beurteilung der Wirtschaftsentwicklung 1964 
und wirtschaftspolitische Schlußfolgerungen 

I. Wirtschaftsentwicklung und wirtschaftspolitische 
Zielsetzung 

21. Die Vorausschau auf 1964 zeichnet ein im gro- 
ßen und ganzen recht zufriedenstellendes Bild 
der künftigen Wirtschaftsentwicklung. Sie recht- 
fertigt zweifellos einen gewissen Konjunktur- 
optimismus, zumal auch weltwirtschaftlich die 
Zeiger wieder mehr auf Expansion gestellt sind. 
Durch die Konjunkturberuhigung der letzten 
ein bis eineinhalb Jahre ist auf manchen Gebie- 


h Nadi neueren Untersuchungen des Statistischen Bun- 
desamtes haben die Preisindices unter den gegebe- 
nen Umständen die Neigung, die Preisbewegung nach 
oben überzubetonen. Siehe „Wirtschaft und Statistik", 
Heft 10, Oktober 1963. 


ten eine Konsolidierung möglich geworden, 
insbesondere nachdem es — teils unter dem 
Zwang der Verhältnisse, teils durch eine ver- 
nünftigere Verhaltensweise der Tarifparteien 
— gelungen ist, dem Lohnboom und Preisauf- 
trieb Zügel anzulegen. Die Voraussetzungen 
dafür, daß es trotz der auf einzelnen Gebieten 
wieder lebhafteren Nachfrage nicht zu einer 
erneuten Anspannung der Gesamtkonjunktur 
kommen muß, sind an sich gegeben. Vor allzu 
großen Expansionserwartungen und einer da- 
mit verbundenen Übersteigerung der Ansprüche 
muß jedoch gewarnt werden. 

22. Das für 1964 vorausgeschätzte reale Wachstum 
stellt unter den gegebenen Bedingungen und 
der konjunkturellen Konstellation bereits das 
Optimum dessen dar, was bei einigermaßen 
stabilen Preisen und einer relativ ausgegliche- 
nen außenwirtschaftlichen Situation erreichbar 
ist. Wenn auch die Beschleunigung der Expan- 
sion da und dort eine Milderung der struktu- 
rellen Schwierigkeiten bringen wird, so bleibt 
der Konjunkturverlauf nach Branchen sicher 
durch starke Abweichungen vom Durchschnitt 
gekennzeichnet, und in einzelnen Sparten müs- 
sen wahrscheinlich weitere Produktionseinbu- 
ßen hingenommen werden. 

An dem gesamtwirtschaftlich extrem hohen 
Beschäftigungsstand, wie er seit langem in der 
Bundesrepublik besteht, wird sich indessen 
kaum etwas ändern. Auch 1964 dürfte die Nach- 
frage am Arbeitsmarkt über das hinausgehen, 
was man in früheren Jahren schon als befrie- 
digende Vollbeschäftigung angesehen hat. Die 
fortdauernde Arbeitskräfteknappheit setzt 
einem preisneutralen Wachstum der Nachfrage 
weiterhin engere Grenzen als in den fünfziger 
Jahren. Sie bildet nach wie vor einen poten- 
tiellen Gefahrenherd, von dem ziemlich rasch 
wieder unerwünschte Wirkungen auf die Lohn- 
und Preisentwicklung ausgehen würden, wenn 
die Gesamtnachfrage um einiges stärker als 
vorausgeschätzt zunähme. 

23. Der voraussichtliche Anstieg des Überschusses 
im Waren- und Dienstleistungsverkehr mit dem 
Ausland gibt vorerst zwar keinen unmittelba- 
ren Anlaß zu wirtschaftspolitischen Besorgnis- 
sen, zumal der Passivsaldo der unentgeltlichen 
Leistungen weiterhin ein beachtliches Gegen- 
gewicht darstellen wird. Für die Beurteilung 
nicht unwichtig ist, daß die Bilanz der laufen- 
den Posten sowohl 1962 als auch vermutlich 
1963 ein Defizit aufweist, so daß der nun offen- 
sichtlich wieder einsetzende Umschwung des 
Pendels dem Ziel einer tendenziell ausgegliche- 
nen Außenwirtschaftslage nicht zuwiderläuft. 
Gewisse Gefahren drohen allerdings von der 
Entwicklung im langfristigen Kapitalverkehr,- 
eine Fortdauer der hier zu beobachtenden 
Überschußbildung wäre wegen ihrer Wirkung 
auf die inländische Liquidität unerwünscht. 

24. Die Aussichten für die Preisentwicklung im 
Jahre 1964 können, wenngleich sie ein größeres 
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Maß an Stabilität erwarten lassen als in den 
Vorjahren, nicht voll befriedigen. Geht man 
den Ursachen nach, so wird deutlich, daß — 
abgesehen von den Baupreisen — der Anstoß 
zu der leichten Erhöhung des Gesamtpreis- 
niveaus nicht von der Konjunkturentwicklung 
kommt. Wie oben bereits ausgeführt wurde, 
kann weder von einer allgemeinen Ubernach- 
frage noch von einer eindeutig preissteigernden 
Wirkung der vorausgeschätzten Lohnentwick- 
lung gesprochen werden. Neben den aus der 
Veränderung der Nachfragestruktur resultieren- 
den Bewegungen (siehe Ziffer 20) sind es haupt- 
sächlich die unmittelbaren und mittelbaren 
Wirkungen wirtschaftspolitischer Entscheidun- 
gen, die das Verbraucherpreisniveau über den 
Durchschnitt von 1963 steigen lassen. Maßnah- 
men zum Abbau der Wohnungszwangswirt- 
schaft und zur Verbesserung der Einkommen 
in der Landwirtschaft sind hier in erster Linie 
zu nennen. Aber auch aus anderen Bereichen, 
in denen der Wettbewerb, insbesondere der des 
Auslandes, eingeschränkt ist, kommen immer 
wieder Preisauftriebstendenzen. Unter diesen 
Umständen könnten die Preise insgesamt nur 
dann stabil bleiben, wenn kompensierende 
Preisrückgänge auf den voll dem in- und aus- 
ländischen Wettbewerb ausgesetzten Bereichen 
erzwungen würden. Dazu wäre eine drastische 
Beschränkung der Nachfrage notwendig, wo- 
durch die bestehenden strukturellen Schwierig- 
keiten in manchen Wirtschaftsbereichen erheb- 
lich verschärft würden. Abgesehen davon wäre 
ein Zurückdrängen der Inlandsnachfrage allein 
kaum ausreichend, weil die Auslandsnachfrage 
dann um so stärker Vordringen könnte. Zuneh- 
mende Zahlungsbilanzschwierigkeiten in ande- 
ren Ländern und eine zunehmende Geldverflüs- 
sigung im Innern — die das Zurückdrängen der 
Inlandsnachfrage über kurz oder lang illuso- 
risch macht — wären die Folge. Auch aus die- 
sem Grund kann die Bundesrepublik einen sol- 
chen Weg nicht beschreiten. 

IL Wirtschaftspolitische Schlußfolgerungen 
und Leitlinien 

25. Wenn auch die wichtigsten konjunkturpoliti- 
schen Forderungen (hoher Beschäftigungsgrad, 
Preisstabilität und Zahlungsbilanzausgleich bei 
angemessenem Wirtschaftswachstum) nicht alle 
in gleichem Maße erreichbar sind und weiter- 
hin gewisse Kollisionen mit anderen wirt- 
schaftspolitischen Zielsetzungen bestehen blei- 
ben, so verspricht die Wirtschaftsentwicklung 
1964, wie sie sich heute darstellt, doch einen 
weitgehend optimalen Ausgleich zwischen dem 
erwünschten und dem Erreichbaren. Für die 
Konjunkturpolitik folgt daraus, daß sie große 
Korrekturen gegenüber den vorausgeschätzten 
Daten nicht anzustreben braucht, andererseits 
aber alles tun muß, um mögliche Abweichungen 
zu verhindern. 

Eine generelle Restriktion der Nachfrage 
erscheint nicht notwendig. Sie würde kaum zu 


einer größeren Preisstabilität, eher aber zu 
einem schwächeren realen Wachstum und zu 
höheren Exportüberschüssen führen. Diese all- 
gemeine Schlußfolgerung gilt allerdings nicht 
für den Baumarkt. Hier ist eine wirksame Un- 
terstützung der vorhandenen Entspannungsten- 
denzen durch das die Baunachfrage direkt und 
indirekt beeinflussende Verhalten der öffent- 
lichen Hand dringend erforderlich, zumal min- 
destens 60 ®/o des gesamten Bauvolumens durch 
öffentliche und mit öffentlichen Mitteln geför- 
derte Aufträge bestimmt werden. Außerdem 
wies in den letzten Jahren die Baunachfrage 
der öffentlichen Hand den größten Anstieg auf. 
Umgekehrt muß man sich darüber im klaren 
sein, daß ein Mehr an Gesamtnachfrage über 
den veranschlagten Zuwachs hinaus mit ziem- 
licher Wahrscheinlichkeit nicht ein höheres 
Angebot, sondern einen größeren Preisanstieg 
zur Folge hätte. Expansiv wirkende Maßnah- 
men sollten daher — auch wenn sie nur Teil- 
bereiche der Wirtschaft berührten — auf jeden 
Fall unterbleiben. 

26. Damit ist auch für die Ausgabensteigerung der 
öffentlichen Hand ein deutliches Limit gesetzt, 
das ohne Gefährdung der Preisstabilität nicht 
überschritten werden kann. Es liegt für die 
Gesamtheit der öffentlichen Haushalte (ein- 
schließlich Sozialversicherung) bei etwa 6 Vo. 
Das bedeutet, daß die Mehrausgaben im wesent- 
lichen aus der voraussichtlichen Steigerung an 
ordentlichen Einnahmen finanziert werden 
sollten und die Kreditaufnahme den Umfang 
des Vorjahres nicht überschreitet. Für die Län- 
der muß entsprechend der unterschiedlichen 
Ausgabenstruktur gefordert werden, daß sie im 
Durchschnitt ihre Ausgaben 1964 um weniger 
als 6 Vo erhöhen. Angesichts der Tatsache, daß 
die Haushaltsentwürfe einiger Länder diesen 
Satz schon beträchtlich übersteigen, erscheint 
diese Mahnung nicht unberechtigt. Eine Be- 
schränkung ist jedoch ungeachtet der oben 
getroffenen Feststellung, daß die voraussicht- 
liche Gesamtnachfrage keiner stärkeren Dros- 
selung bedarf, notwendig, um auf Teilberei- 
chen — wie insbesondere dem Baumarkt — 
zu einer Entspannung und Stabilisierung der 
Preise zu kommen. Sie ergibt sich auch aus der 
Überlegung, daß eine Zurückhaltung in der 
Kapitalmarktbeanspruchung durch die öffent- 
liche Hand dringend geboten ist, um den ohne- 
hin vorhandenen und unerwünschten Zustrom 
ausländischen Kapitals nicht noch zu verstär- 
ken. Schließlich ist eine Mäßigung in der öffent- 
lichen Ausgabenentwicklung auch unter einer 
etwas längerfristigen Betrachtung geboten, 
damit der Spielraum für die angestrebte Steuer- 
entlastung gewonnen werden kann. In einer 
expandierenden Wirtschaft steigt das Steuer- 
aufkommen wegen der Progression bestimmter 
Steuertarife überproportional zum Sozialpro- 
dukt, wenn nicht die Steuersätze von Zeit zu 
Zeit gesenkt werden. Dabei ist zu bedenken, 
daß die Steuerlastquote der Bundesrepublik im 
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internationalen Vergleich weit über den Durch- 
schnitt hinausragt. 

Da die Nachfrage der gewerblichen Wirtschaft 
nach Bauleistungen für absehbare Zeit verhält- 
nismäßig ruhig bleiben dürfte, trägt die öffent- 
liche Hand für die weitere Entwicklung am Bau- 
markt eine ganz besondere Verantwortung. Es 
hängt daher weitgehend von der Mittelvergabe 
für den Wohnungsbau, bei dem Fertigstellun- 
gen und Bewilligungen einen deutlich rückläu- 
figen Trend zeigen, und von dem Umfang der 
Hochbauaufträge im öffentlichen Bereich ab, 
ob im Verlauf des nächsten Jahres eine Norma- 
lisierung des Baumarktes möglich wird. Der 
1963 eingeschlagene Kurs einer Zurückhaltung 
der öffentlichen Hand bei allen Maßnahmen, 
die den Nachfragedruck vergrößern könnten, 
muß unbedingt beibehalten werden. So sollten 
die Ansätze für Bauausgaben, die in den zur 
Zeit vorliegenden Haushaltsentwürfen enthal- 
ten sind, gekürzt werden. Die im Bundeshaus- 
haltsgesetz 1963 getroffene Regelung nach § 7 
und § 8 (Zustimmung des Bundesfinanzmini- 
sters zum Beginn von Hochbaumaßnahmen und 
Sperre von 20 Vo des Jahresansatzes für die 
Fortführung begonnener und für neue Baumaß- 
nahmen) soll nach Ansicht der Bundesregierung 
in das Haushaltsgesetz 1964 übernommen und 
— soweit das noch nicht geschehen ist — auch 
von den Ländern entsprechend angewendet 
werden. Es empfiehlt sich ferner, zusammen mit 
den Ländern — ähnlich wie 1963 — auf eine 
spätere und der Lage am Baumarkt Rechnung 
tragende Verteilung der Wohnungsbauförde- 
rungsmittel hinzuwirken. Außerdem muß recht- 
zeitig vor dem Auslaufen der Suspendierungs- 
frist des § 7b EStG (31. 7. 1964) eine Neu- 
regelung der Abschreibungen für Gebäude 
gefunden werden, die der Baumarktsituation 
Rechnung trägt. Sollte das nicht mehr recht- 
zeitig möglich sein, so müßte die Suspendie- 
rungsfrist verlängert werden. Daß es bei all 
diesen Maßnahmen einer engen Zusammen- 
arbeit zwischen den Gebietskörperschaften und 
einer Abstimmung aller öffentlichen Bau- und 
Bauförderungsmaßnahmen bedarf, liegt auf der 
Hand. Allgemein gehört eine bessere Koordi- 
nierung der öffentlichen Aufgaben und Ausga- 
ben zu den vordringlichsten wirtschaftspoliti- 
schen Erfordernissen. Was hierzu im letzten 
Wirtschaftsbericht gesagt wurde, behält — 
unabhängig von der Konjunkturlage — Gül- 
tigkeit. 

27. Was die private Investitionsnachfrage betrifft, 
so läßt die Vorausschau den Schluß zu, daß die 
Wirtschaftspolitik weder in der einen noch in 
der anderen Richtung tätig werden muß. Nach- 
dem die zeitweilig latente Gefahr eines Inve- 
stitionsrückgangs fürs erste gebannt zu sein 
scheint und sich die Ertragslage der Unterneh- 
mer im ganzen wieder bessert, sind stimulie- 
rende Maßnahmen zur Ausfüllung des Investi- 
tionsspielraums nicht erforderlich. Dieser wird 
nach wie vor durch den Mangel an Arbeitskräf- 


ten begrenzt. Bei einem wesentlich höheren Zu- 
wachs der Investitionsaufwendungen, als er in 
der Gesamtrechnung für 1964 angesetzt wurde, 
entstünde ein zusätzlicher Druck auf den Ar- 
beitsmarkt, der Rückwirkungen auf die Lohn- 
und Preisentwicklung haben müßte. Aus der 
Analyse der voraussichtlichen Wirtschaftsent- 
wicklung geht andererseits aber auch hervor, 
daß die Wirtschaftspolitik alles vermeiden 
sollte, was der privaten Investitionstätigkeit 
nicht den ihr angemessenen Rahmen ließe. 

28. Die private Konsumnachfrage und die sie be- 
stimemnden Faktoren kollidieren mit den kon- 
junkturpolitischen Zielen weniger als in den 
vorangegangenen Jahren. Ein geringeres Maß 
an Nachfragesteigerung würde zwar einen ge- 
wissen preisstabilisierenden Effekt haben, ver- 
mutlich aber noch mehr das reale Wachstum 
des privaten Verbrauchs beschränken, was 
schließlich auch auf die Investitionen drücken 
und den Exportüberschuß erhöhen würde. Das 
anzustreben, liegt kein zwingender Grund vor. 
Damit kann eine Lohn- und Gehaltsentwick- 
lung, soweit sie sich in der vorausgeschätzten 
Größenordnung hält, toleriert werden, zumal 
1964 nach der Vorausschätzung das gesamte 
Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver- 
mögen sich wieder günstiger entwickeln wird. 
Diese Beurteilung wird nicht zuletzt durch die 
Hypothese einer weiterhin verhältnismäßig ho- 
hen Sparneigung bestimmt. Konjunkturpolitisch 
betrachtet sind besondere Maßnahmen für eine 
Steigerung der Sparquote nicht notwendig. Das 
schließt die Zweckmäßigkeit von Initiativen für 
eine stärkere Vermögensbildung bestimmter 
Bevölkerungsschichten, die ja in ihrer Wirkung 
längerfristig zu sehen sind, keineswegs aus. 

Wenn von den Tarifparteien unter den voraus- 
sichtlichen Gegebenheiten des Jahres 1964 
keine grundlegende Änderung ihrer Lohnpoli- 
tik verlangt wird, so muß doch mit allem Nach- 
druck auf ihre hohe Verantwortung für die 
weitere Wirtschaftsentwicklung und insbeson- 
dere für die Stabilität der Preise hingewiesen 
werden. Der Spielraum für preisneutrale Lohn- 
erhöhungen ist angesichts der gegenüber frü- 
heren Jahren gewandelten Wachstumsbedin- 
gungen erheblich kleiner geworden. 

29. Trotz der 1964 voraussichtlich wieder etwas 
größeren Angebotselastizität muß die Wirt- 
schaftspolitik der weiterhin durch eine Über- 
nachfrage gekennzeichneten Grundverfassung 
des Arbeitsmarktes Rechnung tragen. Es gilt 
nach wie vor, die Mobilität der Arbeitskräfte 
zu fördern. Dabei ist keine stärkere Binnenwan- 
derung anzustreben, sondern es sollten ver- 
mehrt Arbeitsplätze mit höherer Produktivität 
in den Regionen bereitgestellt werden, die auch 
heute noch eine latente „Unterbeschäftigung" 
haben. Es bedarf hierzu besonders einer gut 
koordinierten Förderung der Infrastruktur, um 
in diesen Gebieten für die Arbeitnehmer bes- 
sere Lebens- und Wohnungsverhältnisse und 
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für die Unternehmer günstigere Standortbedin- 
gungen zu schaffen. Bei allen Entscheidungen, 
die der Erhaltung bestehender Produktions- 
strukturen oder der erleichterten Anpassung an 
Strukturveränderungen dienen, muß auf die 
langfristige Knappheit an Arbeitskräften mehr 
Rücksicht genommen werden. In den Bereichen, 
in denen die Nachfrage besonders drängend 
und der Arbeitskräftemangel am meisten pro- 
duktionshemmend wirkt, sollten sich die Tarif- 
parteien im gemeinsamen Interesse zu einer 
Überprüfung der bereits vereinbarten Arbeits- 
zeitregelungen bereitfinden und bei neuen Ver- 
einbarungen über eine Verkürzung der Ar- 
beitszeit entsprechend behutsam vergehen. 

In der Bauwirtschaft sind darüber hinaus spezi- 
fische Maßnahmen zur Steigerung des Ange- 
bots notwendig. Besondere Förderung verdient 
das kontinuierliche Bauen während des ganzen 
Jahres (Winterbau). Ein verstärkter Nachdruck 
muß ferner auf Arbeitskräfte sparende Bau- 
methoden gelegt werden (Bauen mit genorm- 
ten, typisierten und vorgefertigten Teilen). Zu 
einer rationelleren Nutzung der Baukapazi- 
täten sind außerdem längerfristige öffentliche 
Bauprogramme erforderlich. Auf den Kabinetts- 
beschluß der Bundesregierung vom 24. April 
1963, in dem Näheres hierzu ausgeführt ist, 
wird hingewiesen. Von ausschlaggebender Be- 
deutung ist dabei, daß Länder und Gemeinden 
diesen Maßnahmen und Grundsätzen nicht nur 
zustimmen, sondern sie auch realisieren. 

30. Mit der zunehmenden Bedeutung, die unmittel- 
bar auf das Preisniveau einwirkende staatliche 
Maßnahmen erlangt haben, ist auch die unmit- 
telbare Verantwortung des Staates für die all- 
gemeine Preisentwicklung größer geworden. 
Man muß sich darüber im klaren sein, daß jede 
neue Entscheidung mit kostenbelastender oder 
preissteigernder Wirkung, die in der Voraus- 
schätzung nicht berücksichtigt ist, — sei es auf 
dem Gebiet der Agrar-, der Sozialpolitik, der 
Mieten, der staatlich geregelten Tarife u. a. — 
die Annahme einer verhältnismäßig ruhigen 
Preisentwicklung für 1964 ungültig machen 
würde. 

Maßnahmen auf diesen Gebieten lassen nach 
allen Erfahrungen im In- und Ausland die Ge- 
samtpreisentwicklung nicht unberührt; sie sind 
zu einem guten Teil für die schleichende In- 
flation mit verantwortlich. Ein preissteigernder 


Effekt käme nur dann nicht zustande, wenn die 
Arbeitnehmer auf eine sonst mögliche Lohn- 
erhöhung oder die Unternehmer auf Teile ihres 
Gewinns verzichten würden und dadurch kom- 
pensierende Preisrückgänge erzielt werden 
könnten. In einer expandierenden Wirtschaft 
mit entsprechendem Nachfragedruck ist das aber 
nicht zu erwarten. Es kann allerdings verlangt 
werden, daß die nicht begünstigten Gruppen die 
vom Gesetzgeber zur Einkommensverbesserung 
anderer Gruppen beschlossenen oder gebillig- 
ten Preiserhöhungen insoweit akzeptieren, als 
sie nicht durch um so höhere Lohn- und Preis- 
forderungen jeder zusätzlichen Belastung aus- 
zuweichen versuchen. Solche Versuche würden 
unweigerlich das Preisniveau verstärkt an- 
heben und damit auch die beabsichtigten Wir- 
kungen beeinträchtigen. Grundsätzlich sollte 
keine derartige Maßnahme beschlossen werden, 
ohne daß vorher Klarheit über die primären 
und sekundären Wirkungen auf das Verbrau- 
cherpreisniveau besteht. Vor allem aber dürfen 
sie nicht unkoordiniert erfolgen und Ergebnis 
einseitiger Überlegungen sein. 

31. Von der außenwirtschaftlichen Entwicklung 
drohen der Preisstabilität, wenn sich die ge- 
machten Annahmen bestätigen, fürs erste keine 
unmittelbaren Gefahren. Immerhin sollte der 
wieder steigende Uberschuß im Warenhandel 
dazu veranlassen, alle eventuell auftauchenden 
Vorschläge, die gewollt oder ungewollt einen 
exportfördernden Effekt haben könnten, beson- 
ders kritisch zu überprüfen. Das gleiche gilt 
umgekehrt für die Einfuhr. Je liberaler die Im- 
portpolitik gehandhabt wird, um so weniger 
sind von einer verstärkten Ausfuhr uner- 
wünschte Rückwirkungen auf die interne Sta- 
bilität zu befürchten. Allerdings sind die Mög- 
lichkeiten einer autonomen Konjunkturpolitik 
zur Beeinflussung des Außenhandelssaldos re- 
lativ gering. Zum großen Teil wird die künftige 
Entwicklung davon abhängen, wieweit andere, 
durch Ein- und Ausfuhr stark mit der Bundes- 
republik verflochtene Länder bei der Inflations- 
bekämpfung Erfolg haben werden. Mit allem 
Nachdruck muß daher die Bundesregierung — 
vor allem im Rahmen der Europäischen Wirt- 
schaftsgemeinschaft — ihren Einfluß geltend 
machen, daß das vertraglich festgelegte Ziel der 
Preisstabilität die gebührende Rangordnung 
erhält. 
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Tabellen zur volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 
Erläuterungen 

zu den Begriffen der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 


15 



Diucksache IV/1752 


Deutscher Bundestag — 4. Wahlperiode 


Tabelle 1 


Erwerbstätigkeit 

Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 



1961 

1962 

1963 ‘) 

1964 1) 



in 1000 


Erwerbsbevölkerung 

26 770 

26 960 

27 110 

27 195 

Arbeitslose 

180 

150 

180 

155 

Erwerbstätige 

26 590 

26 810 

26 930 

27 040 

Selbständige 2) 

5 860 

5 755 

5 695 

5 645 

Abhängige 

darunter: 

20 730 

21 055 

21 235 

21 395 

ausländische Arbeitnehmer 

475 

635 

800 

900 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr 

in 1000 

Erwerbsbevölkerung 

+ 255 

+ 190 

+ 150 

+ 85 

Arbeitslose 

- 90 

- 30 

+ 30 

~ 25 

Erwerbstätige 

+ 345 

+ 220 

+ 120 

+ 110 

Selbständige^) 

- 55 

- 105 

- 60 ! 

- 50 

Abhängige 

darunter: 

+ 400 

+ 325 

+ 180 

+ 160 

ausländische Arbeitnehmer 

+ 195 

+ 160 ^ 

+ 165 

+ 100 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in Vo 

Erwerbsbevölkerung 

+ 1,0 

+ 0,7 

+ 0,6 

+ 0,3 

Arbeitslose 

- 33,3 

” 16,7 

+ 20,0 

- 13,9 

Erwerbstätige 

+ 1,3 

+ 0,8 

+ 0,4 

+ 0,4 

Selbständige 2) 

- 0,9 

- 1,8 

- 1,0 

“ 0.9 

Abhängige 

darunter: 

+ 2.0 

+ 1,6 

CO 

o 

+ 0,7 

ausländische Arbeitnehmer 

+ 69,6 

+ 33,7 

+ 26,0 

+ 12.5 

Durchschnittlich geleistete Arbeitszeit aller Erwerbs- 





tätigen 

- 1,2 

- 1,8 

- 1,4 

+ 0,1 


Schätzungen 

einschließlich mithelfender Familienangehöriger 
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Tabelle 2 


Beiträge der Wirtschaftsbereiche zum Bruttoinlandsprodukt zu Marktpreisen 

— in Preisen von 1954 — 

Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 



1961 *) 

1962 *) 

1963 2) 

1964 2) 



in Milliarden DM 


Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei 

16,4 

16,2 1 

16,4 

16,7 


m/iffff urm 


Warenproduzierendes Gewerbe 

151,0 

157,8 

162,6 

170,6 

Handel und Verkehr 

52,1 

54,6 

56,5 

59,1 

Dienstleistungsbereiche 

49,7 

52,3 

54,0 

56,0 

Bruttoinlandsprodukt 





insgesamt 

269,2 

280,9 i 

289,5 

302,4 

je Erwerbstätigen^) 

10 123 

10 477 

10 750 

11 183 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in ®/o 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei 

+ 1,7 

- 0,8 

+ 1,0 

+ 2,0 

Warenproduzierendes Gewerbe 

+ 6,4 

+ 4,5 

+ 3,1 

+ 4,9 

Handel und Verkehr 

+ 4,2 

+ 4,7 

+ 3,5 

+ 4,6 

Dienstleistungsbereiche 

+ 5,7 

"j“ 5,4 

+ 3,2 

+ 3,7 

Bruttoinlandsprodukt 





insgesamt 

+ 5,6 

+ 4,4 

+ 3,0 

+ 4,5 

je Erwerbstätigen 

+ 4,2 

+ 3,6 

+ 2,6 

“h 4,1 


Anteil am Bruttoinlandsprodukt in ®/o 

Landwirtschaft, Forstwirtschaft und Fischerei 

6,1 

5,8 

5,7 

5,5 

Warenproduzierendes Gewerbe 

56,1 

56,2 

56,2 

56,4 

Handel und Verkehr 

19,4 

19,4 

19,5 

19,6 

Dienstleistungsbereiche 

18,4 

18,6 j 

18,6 

18,5 

Bruttoinlandsprodukt 

100 

100 

100 

100 


9 vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
Schätzungen 
3) in DM 
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Tabelle 3 


Verteilung des Volkseinkommens 

Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 



1961 >) 

1962') 

1963 2) 

1964 2) 



in Milliarden DM 


Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

157,2 

174,0 

185,9 

196,8 

+ Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen 

94,9 

99,3 

102,9 

109,5 

Volkseinkommen 

252,1 

273,2 

288,8 

306,3 

+ Indirekte Steuern abzüglich Subventionen 

45,0 

48,8 

51,0 

53,5 

Nettosozialprodukt zu Marktpreisen 

297,0 

322,0 

339,8 

359,8 

+ Abschreibungen 

29,4 

33,1 

36,7 

i 41,0 

i 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

326,4 

355,1 

376,5 

400,8 


1 Veränderung gegenüber dem Vorjahr in ®/o 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

+ 12,5 

+ 10,7 

+ 6,8 

+ 5,9 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen 

+ 5,4 

+ 4,6 

+ 3,7 

+ 6,4 

Volkseinkommen 

+ 9,7 

+ 8,4 

+ 5,7 

+ 6,1 

Indirekte Steuern abzüglich Subventionen 

+ 10,3 

+ 8,6 

+ 4,4 

+ 4,9 

Nettosozialprodukt zu Marktpreisen 

+ 9,8 

+ 8,4 

+ 5,5 

+ 5,9 

Abschreibungen 

+ 12,0 

+ 12,5 

+ 11,1 

+ 12,0 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

+ 10,0 

+ 

00 

00 

+ 6,0^ 

+ 6,4 

Anteil des Bruttoeinkommens aus unselbständiger 
Arbeit am Volkseinkommen 

62,4 

63,7 

64,3 

64,3 


vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
Schätzungen 
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Tabelle 4 


Einkommen aus unselbständiger Arbeit 

Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 



1961 ■) 

1962 ') 

1963 2) 

1964 2) 



in Milliarden DM 


Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

157,2 

174,0 

185,9 

196,8 

— Arbeitgeberbeiträge zu öffentlichen Einrichtun- 
gen der sozialen Sicherung 

17,1 

18,8 

20,1 

21,1 

Bruttolohn- und -gehaltsumme 

140,1 

155,2 

165,8 

175,7 

Bruttolöhne und -gehälter monatlich je beschäftigten 
Arbeitnehmer in DM 

(563) 

(614) 

(651) 

(684) 

— Abzüge 

23,0 

26,2 

29,1 

31,7 

Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

117,1 

129,0 

136,7 

144,0 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in ®/o 

Bruttoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

+ 12,5 

! + 10,7 

1 

+ 6,8 

+ 5,9 

Arbeitgeberbeiträge zu öffentlichen Einrichtungen 
der sozialen Sicherung i 

+ 10,0 

1 

1 + 9,9 

i 

+ 7,0 

+ 5,0 

Bruttolohn- und -gehaltsumme 

+ 12,8 

+ 10,7 

+ 6,8 

+ 6,0 

Bruttolöhne und -gehälter monatlich je beschäftigten 
Arbeitnehmer 

(+ 10,6) 

(+ 9,0) 

(+ 6,0) 

(+ 5,2) 

Abzüge 

+ 17,1 

+ 13,9 

+ 11,0 

+ 8,9 

Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

+ 12,0 

+ 10,1 

+ 6,0 

+ 5,4 


h vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes und der Deutschen Bundesbank 
“) Schätzungen 
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Tabelle 5 


Einkommen aus Unternehmertätigkeit und Vermögen 

Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 


1 

1961 «) 

1962 b 

1963 2) 

1964 2) 



in Milliarden DM 


Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen insgesamt 

94,9 

99,3 

102,9 

109,5 

^ Abzüge 

25,6 

28,2 

28,9 

30,7 

Nettoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver- 
mögen insgesamt 

69,3 

71,1 

74,0 

78,8 

des Staates 

4,3 

4,7 

5,0 

5,2 

der Unternehmen 

65,0 

66.4 

69,0 

73,6 

davon: 





Privatentnahmen der Selbständigen 

48,1 

51,5 

54,4 

57,6 

Nicht entnommene Gewinne 

16,9 

14,9 

14,6 

16,0 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in ®/o 

Bruttoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und 
Vermögen insgesamt 

+ 5,4 

+ 4,6 

+ 3,7 

+ 6,4 

Abzüge 

+ 15,2 

+ 10,0 

+ 2,8 

+ 6,2 

Nettoeinkommen aus Unternehmertätigkeit und Ver- 
mögen insgesamt 

-f- 2,2 

+ 2,6 

+ 4,1 

+ 6,5 

des Staates 

+ 18,4 

+ 8,6 

+ 6,8 

+ 4,0 

der Unternehmen 

+ 1,2 

+ 2,2 

+ 3,9 

+ 6,7 

davon: 





Privatentnahmen der Selbständigen 

+ 7,3 

+ 7,1 

+ 5,7 

+ 5,9 

Nicht entnommene Gewinne 

- 12,8 

- 13,1 

- 2,3 

+ 9,6 


b vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes und der Deutschen Bundesbank 
b Schätzungen 
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Tabelle 6 


Einkommen und Verbrauch 

Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 



1961 >) 

1962 ‘) 

1963 2) 

1964 2) 



in Milliarden DM 


Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

117,1 

129,0 

136,7 

144,0 

+ Einkommensübertragungen 

40,2 

43,8 

47,3 

50,8 

Masseneinkommen 

157,3 

172,8 

184,0 

194,8 

1- Privatentnahmen der Selbständigen 

46,9 

49,9 

52,3 

55,1 

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte . . 

204,2 

222,7 

236,3 

249,9 

“ Privater Verbrauch 

186,6 

203,4 

214,4 

226,8 

Ersparnis (ohne Vermögensübertragungen) 

17,6 

19,3 

21,9 ■ 

23,1 


Veränderung gegenüber dem Vorjah 

r in ®/o 

Nettoeinkommen aus unselbständiger Arbeit 

+ 12,0 

+ 10,1 1 

+ 6,0 

+ 5,4 

Einkommensübertragungen 

+ 9,3 

+ 8,9 

+ 8,1 

+ 7,5 

Masseneinkommen 

+ 11,3 

+ 9,8 

+ 6,5 

+ 5,9 

Privatentnahmen der Selbständigen ^) 

+ 6,5 

1 

+ 6,4 

1 

+ 4,8 

+ 5,4 

Verfügbares Einkommen der privaten Haushalte . . 

+ 10,2 

+ 9,0 

+ 6,1 

+ 5,8 

Privater Verbrauch 

+ 9,7 

+ 9,0 

+ 5,4 

+ 5,8 

Sparquote ^) 

8,6 

1 et • ■ ' 

8,6 

9,3 

9,3 


h vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes und der Deutschen Bundesbank 
2) Schätzungen 

nach Abzug der lfd. Übertragungen der privaten Haushalte an das Ausland 
Anteil der Ersparnis am verfügbaren Einkommen der privaten Haushalte 
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1' a b e 1 1 e 7 


Verwendung des Sozialprodukts 

— in jeweiligen Preisen — 

Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 


Vei wendungsart 

1961 1} 

1962 ‘) 

1963 ~) 

1964 4 



in Milliarden DM 


Privater Verbrauch 

186,6 

203,4 

214,4 

226,8 

f Staatsverbrauch 

46,4 

53,0 

58,8 

63,0 

+ Bruttoinvestitionen 

86,6 

95,0 

99,9 

107,2 

davon: 





Ausrüstungen 

40,7 

44,5 

45,7 

47,7 

Bauten 

40,0 

45,3 

48,6 

53,9 

Vorratsveränderung 

+ 5,9 

+ 5,2 

5,6 

+ 5,6 

d Außenbeitrag 

6,8 

3,7 

3,4 

3,8 

Ausfuhr 

65,8 

68,9 

73,5 

78,8 

— Einfuhr 

59,0 

65,2 

70,1 

75,0 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

326,4 

355,1 

376,5 

400,8 


Veränderung gegenüber dem Vorjahr in ®/o 

Privater Verbrauch 

+ 9,7 

+ 9,0 

+ 5,4 

+ 5,8 

Staatsverbrauch 

+ 14,9 

-f 14,2 

f 11,0 

+ 7,2 

Bruttoinvestitionen 

+ 9,3 

+ 9,7 

+ 5,1 

-h 7,3 

darunter: 





Ausrüstungen 

+ 14,2 

-f 9,4 

f 2,6 

-f 4,4 

Bauten i 

+ 14,4 

+ 13,1 

4- 7,2 

f 10,9 

Ausfuhr ! 

+ 4,6 

+ 4,7 

+ 6,6 

-r 7,2 

i 

Einfuhr : 

-f 5,9 

+ 10,6 

+ 7,4 

+ 7,0 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 

-f 10,0 

+ 8,8 

+ 6,0 

1- 6,4 


*) voilüülige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
“) Schätzungen 


22 



Deutscher Bundeistag • — 4 . Wahlperiode Drucksache IV/1752 


noch Tabelle 7 


Verwendungsarten in ®/o des Bruttosozialprodukts 

— in jeweiligen Preisen — 
Bundesgebiet einschließlich Berlin (West) 


Verwendungsart 

Privater Verbrauch 

Staatsverbrauch 

Bruttoinvestitionen 

davon: 

Ausrüstungen 

Bauten 

Vorratsveränderung 

Außenbeitrag 

Ausfuhr 

Einfuhr 

Bruttosozialprodukt zu Marktpreisen 


1961 >) 

1962 >) 1 

1963 2) 

1964 2) 

57,2 

57,3 

57,0 

56,6 

14,2 

14,9 1 

15,6 

15,7 

26,5 

26,7 ^ 

26,5 

26,7 

12,4 

12,5 

12,1 

11,9 

12,3 

12,7 1 

12,9 

13,4 

1,8 

1.5 ' 

1,5 

1,4 

2,1 

1,0 

0,9 

1.0 

20,2 

19,4 

19,5 

19,7 

18,1 

18,4 

18,6 

18,7 

100 

100 

100 

100 


vorläufige Ergebnisse des Statistischen Bundesamtes 
“) Schätzungen 
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Erläuterungen 

zu den Begriffen der volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung 


I. Sektoren der Volkswirtschaft 

(1) 1. Unternehmen 

Unternehmen sind wirtschaftliche Institu- 
tionen, die Waren produzieren oder Dienst- 
leistungen erbringen und diese gegen Ent- 
gelt verkaufen. Dabei müssen die Entgelte in 
der Regel Überschüsse abwerfen oder min- 
destens die Kosten decken. Zum Unterneh- 
mensbereich zählen u. a.: Unternehmen der 
Industrie, des Handels, der Banken und Ver- 
sicherungen, Handwerksbetriebe, Betriebe 
der Landwirtschaft, ferner Bundesbahn und 
-post und sonstige staatliche Unternehmen, 
unabhängig von ihrer Rechtsform, 

Ein- und Verkaufsvereinigungen (auch in ge- 
nossenschaftlicher Form), 

Freie Berufe, 

die Wohnungsvermietung einschließlich der 
Nutzung von Eigentümerwohnungen und die- 
jenigen Organisationen ohne Erwerbscharak- 
ter, die den Unternehmen dienen, also z. B. 
Wirtschaftsverbände, Arbeitgeberverbände, 
Kammern usw. 

(2) 2. Staat 

Zum Staat rechnen folgende öffentliche Kör- 
perschaften: 

der Bund einschließlich des Lastenausgleichs- 
fonds und des ERP-Sondervermögens, 

die Länder und Hansestädte, 

die Gemeinden und Gemeindeverbände, Ho- 
heits- und Kämmereiverwaltungen, Zweck- 
verbände, soweit sie Aufgaben erfüllen, die 
denen der Gebietskörperschaften entsprechen, 

die Sozialversicherung, zu der u. a. auch ein 
Rechnungsposten für Pensionszahlungen an 
Beamte gehört, um deren Einkommen in den 
volkswirtschaftlichen Gesamtrechnungen sinn- 
gemäß darstellen zu können. 

(3) 3. Private Haushalte 

Zu den privaten Haushalten zählen in erster 
Linie Familien und sonstige Lebensgemein- 
schaften, aber auch Haushalte von Einzel- 
personen, außerdem Organisationen, Vereine, 
Institute usw., die keinen Erwerbscharakter 


haben und nicht dem Staat zugerechnet wer- 
den, aber ihre Leistungen überwiegend eben- 
falls nicht gegen Entgelt verkaufen, also z. B. 
Kirchen, religiöse und weltanschauliche Ver- 
einigungen, karitative, kulturelle und wissen- 
schaftliche Organisationen sowie politische 
Parteien, Gewerkschaften, Sportvereine, ge- 
sellige Vereine usw. 

(4) 4. übrige Welt 

Als „übrige Welt" gelten die sowjetische 
Besatzungszone Deutschlands, der Sowjet- 
sektor von Berlin, die deutschen Ostgebiete, 
z. Z. unter fremder Verwaltung (innerhalb 
der Reichsgrenzen von 1937), und das Aus- 
land. 


II. Sozialproduktsgrößen 

(5) 1. Bruttosozialprodukt (zu Marktpreisen) 

Das Bruttosozialprodukt ist der Wert aller 
während eines bestimmten Zeitraumes (mei- 
stens eines Jahres) produzierten Güter und 
Dienstleistungen für Verbrauch und Investi- 
tionen. Im Bruttosozialprodukt sind neben 
den Einkommen der Produktionsfaktoren Ar- 
beit, Kapital und unternehmerische Leistung 
noch die 

(6) Abschreibungen (das sind im Gegensatz zu 
den steuerlichen Absetzungen die Normal- 
abschreibungen zu Wiederbeschaffungswer- 
ten) und 

(7) indirekten Steuern (Umsatzsteuern, Ver- 
brauchsteuern, Zölle usw.) abzüglich der Sub- 
ventionen (Düngemittelsubventionen, Milch- 
prämie usw.) 

enthalten. 

(8) 2. Nettosozialprodukt (zu Marktpreisen) 

Es stellt das um die Abschreibungen gekürzte 
Bruttosozialprodukt dar. 

(9) 3. Nettosozialprodukt 

zu Faktorkosten = Volkseinkommen 

Es ist das Nettosozialprodukt zu Marktprei- 
sen abzüglich der indirekten Steuern und zu- 
züglich der Subventionen: 
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Schematisch dargestellt ergibt sich: 

Bruttosozialprodukt 

— Abschreibungen 

— Nettosozialprodukt zu Marktpreisen 

— Indirekte Steuern 
+ Subventionen 


= Nettosozialprodukt j 

zu Faktorkosten = Volkseinkommen . 

(10) 4. Bruttoinlandsprodukt 

Dient u. a. zur Ermittlung der Gesamtwirt- 
schaftlichen Produktivität (= Bruttoinlands- 
produkt in konstanten Preisen je Erwerbs- 
tätigen). Es ist um den Saldo der Zahlungen | 
von Erwerbs- und Vermögenseinkommen | 
zwischen dem Inland und der „übrigen WelF' i 
kleiner oder größer als das Bruttosozialpro- | 
dukt. : 


IlL Einkommensgrößen 

(11) 1. Bruttoeinkommen aus unselbständiger 

Arbeit 

Bruttolohn- und -gehaltsumme zuzüglich der 
Arbeitgeberbeiträge zur Sozialversicherung. 
Ausgehend von dem gebräuchlichen Lohn- 
und Gehaltsbegriff werden Werbungskosten, j 
die an und für sich nicht als Einkommen an- ; 
gesehen werden können, nicht abgesetzt. i 

I 

(12) 2. Abzüge vom Einkommen aus unselbstän- j 

diger Arbeit I 

j 

Sozialversicherungsbeiträge (Arbeitgeber- und 
Arbeitnehmeranteil) und Lohnsteuer für Ar- 
beitnehmer (nicht für Pensionäre). In den 
Sozialversicherungsbeiträgen sind auch Zah- 
lungen an öffentliche Zusatzversorgungsan- 
stalten enthalten und unterstellte Einzahlun- 
gen in einen fiktiven Beamtenpensionsfonds 
(als Äquivalent zur Rentenversicherung der 
Arbeiter und Angestellten). Beiträge zur ge- i 
setzlichen Unfallversicherung werden als in- i 
direkte Steuern der Unternehmen verbucht. ; 

(13) 3. Bruttoeinkommen aus Unternehmertätig- 

keit und Vermögen 

Einkommen privater und öffentlicher Unter- ! 
nehmen aus Gewinn, Zinsen, Mieten und j 
Pachten. Enthalten sind der Eigenverbrauch 
der Unternehmer einschließlich rechnerischer 
Mieten für Eigentumswohnungen und dgl. so- 
wie Subventionen. Vermögenseinkommen 
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der Unselbständigen, wie Zinsen, Dividenden, 
Mieten u. ä. rechnen zu diesen Posten. Aus 
statistisch-technischen Gründen umfaßt diese 
Größe auch die freiwilligen Sozialleistungen 
der Unternehmen an die Arbeitnehmer. 


(14) 4. Abzüge vom Bruttoeinkommen aus Unter- 

nehmertätigkeit und Vermögen 

Alle direkten Steuern, wie veranlagte Ein- 
kommensteuer, Körperschaftsteuer, Kapital- 
ertragsteuer, Vermögensteuer u. ä.; die So- 
zialversicherungsbeiträge der Selbständigen. 

(15) 5. Einkommen des Staates aus Unternehmer- 

tätigkeit und Vermögen 

Abgeführte Gewinne öffentlicher Unterneh- 
men, Dividenden, Zinsen u. ä. einschließlich 
des Überschusses der Betriebe der Gemein- 
den abzüglich der Zinsen für die öffentliche 
Schuld. 

(16) 6. Privatentnahmen der Selbständigen und 

dgl. 

Neben den Entnahmen der Selbständigen aus 
Einzelunternehmen und Personalgesellschaf- 
ten gehören dazu auch ausgeschüttete Divi- 
denden an private Haushalte, Zinsen, Mieten, 
Pachten, soweit sie privaten Haushalten ein- 
schließlich Unselbständigen zufließen. 

(17) 7. Nicht entnommene Gewinne 

Neben den von Kapitalgesellschaften nicht 
ausgeschütteten Gewinnanteilen sind hier 
auch die in Einzelunternehmen und Personal- 
gesellschaften verbleibenden nicht entnom- 
menen Gewinne enthalten. Dazu gehören 
auch Einlagen in Einzelunternehmen und 
Personalgesellschaften sowie Eigenmittel der 
privaten Haushalte als Bauherren u. ä. 

(18) 8. Einkommensübertragungen des Staates an 

private Haushalte 

Barleistungen der Sozialversicherung, Pen- 
sionen der Beamten (nach Abzug der Steuern), 
Barleistungen der Fürsorge, Kriegsopfer- und 
Kriegsgefangenenentschädigung, Lastenaus- 
gleichszahlungen (ohne Hauptentschädigung). 
Sachleistungen der genannten Institutionen 
zählen nicht als Einkommensübertragungen, 
sondern rechnen zum Staatsverbrauch. 

(19) 9. Masseneinkommen 

Es besteht aus den Nettolöhnen und -gehäl- 
tern zuzüglich der Einkommensübertragungen 
des Staates an die privaten Haushalte. 
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(20) 10. Verfügbare Einkommen der privaten 

Haushalte 

Setzen sich wie folgt zusammen: 

Nettolöhne und -gehälter 
-r Einkommensübertragungen des Staates 


= Masseneinkommen 

+ Privatentnahmen der Selbständigen und 
Vermögenseinkommen der Unselbständi- 
gen 


= Verfügbare Einkommen 

Die Privatentnahmen der Selbständigen und 
dgl. sind hier gekürzt um die laufenden 
Übertragungen der privaten Haushalte an 
die „übrige Welt“ (z. B. private Wiedergut- 
madiungsleistungen) . 


IV. Verwendung des Sozialprodukts 

(21) 1. Privater Verbrauch 

Ausgaben der privaten Haushalte und der 
Organisationen ohne Erwerbscharakter für 
Käufe von Waren und Dienstleistungen, und 
zwar von Unternehmen (einschließlich Woh- 
nungsnutzung), vom Staat (gegen Gebühren), 
vom Ausland (z. B. auf Reisen), in geringem 
Umfang auch von privaten Haushalten (z. B. 
häusliche Dienste). Neben den tatsächlichen 
Käufen werden unterstellte Käufe berück- 
sichtigt (z. B. Eigenverbrauch der Unterneh- 
mer, Nutzung von Eigenheimen). Der Ver- 
brauch, der über Geschäftskosten verbucht 
wird, und z. B. Reparaturkosten für Eigen- 
heime gelten nicht als privater Verbrauch, 
sondern als Vorleistungen der Unternehmen. 
Der Verbrauch von Sachleistungen der Für- 
sorge und der Sozialversicherung (z. B. Me- 
dikamente, aber auch Arztleistungen) wird 
nach herrschender Übung nicht zum privaten, 
sondern zum Staatsverbrauch gerechnet. Die 
Käufe von Eigenheimen sind — als Aus- 
nahme — Investitionen. 

(22) 2. Staatsverbrauch 

Personal- und Sachausgaben der öffentlichen 
Haushalte für öffentliche Leistungen, die un- 
entgeltlich zur Verfügung gestellt werden. 
Hinzu kommen unterstellte Ausgaben (Mie- 
ten, Pensionsrückstellungen) und Abschrei- 
bungen. Ausgenommen sind Käufe von Bau- 
ten und beweglichem Sachvermögen für zivile 
Zwecke (öffentliche Investitionen). Gebühren- 
einnahmen werden von den öffentlichen Aus- 
gaben abgesetzt und als Vorleistungen 
(Käufe von Unternehmen) oder privater Ver- 
brauch gebucht. Verteidigungsausgaben zäh- 
len voll zum Staatsverbrauch, also einschließ- 


lich der Ausrüstung und der militärischen 
Bauten, die bei den zivilen Ausgaben als 
Investitionen angesehen werden. 

(23) 3. Investitionen 

Man unterscheidet folgende Größen: 

(24) a) Bauinvestitionen oder Bauten 

Zu den Bauinvestitionen zählen die fertig- 
gestellten Wohngebäude einschließlich 
Eigenheime, Verwaltungsgebäude der Un- 
ternehmen und des Staates, neuerstellte 
bauliche Anlagen der Unternehmen sowie 
der Straßenbau. Auch selbsterstellte Ge- 
bäude und bauliche Anlagen rechnen hier- 
zu. Militärische Bauten zählen nicht als 
Investitionen, sondern als Staatsverbrauch. 

(25) b) Ausrüstungsinvestitionen 

Zu den Ausrüstungsinvestitionen zählen 
die Käufe von dauerhaften Gütern wie 
Maschinen, Einrichtungen, Fahrzeuge usw. 
Staatliche Ausrüstungsinvestitionen sind 
das Mobilar und die Einrichtungen der 
Verwaltungen, Rechen- und Schreibma- 
schinen, Fahrzeuge usw. Militärische Aus- 
rüstungen und Waffen werden als Staats- 
verbrauch und nicht als Investitionen ge- 
rechnet. 

(26) c) Bruttoanlageinvestitionen 

Bau- und Ausrüstungsinvestitionen zusam- 
men ergeben die Bruttoanlageinvestitio- 
nen. 

(27) d) Nettoanlageinvestitionen 

Als Nettoanlageinvestitionen werden die 
Bruttoanlageinvestitionen abzüglich der 
volkswirtschaftlichen Abschreibungen be- 
zeichnet. 

(28) e) Vorratsveränderung 

Die Vorratsveränderung ergibt sich als 
Differenz zwischen den Vorratsbeständen 
am Anfang und am Ende der Periode. 
Ermittelt wird nur die mengenmäßige 
Vorratsveränderung der Berichtszeit, be- 
wertet zu Durchschnittspreisen. Verände- 
rungen nur auf Grund von Preisbewegun- 
gen werden als Scheingewinne bzw. -Ver- 
luste ausgeschaltet. 

(29) f) Gesamtinvestitionen 

Anlageinvestitionen und Vorratsverände- 
rung zusammen werden — je nachdem ob 
die Abschreibungen bei den Anlage- 
investitionen abgesetzt sind oder nicht — 
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auch als Brutto- oder Nettoinvestitionen 
bezeichnet. 

(30) 4. Außenbeitrag 

Ausfuhr abzüglich Einfuhr von Waren und 
Dienstleistungen einschließlich Erwerbs- und 
Vermögenseinkommen. Erfaßt werden die 
Umsätze zwischen Inländern und der „übrigen 
Welt". Gegenüber entsprechenden Positionen 
der Zahlungsbilanz ist zu berücksichtigen, 
daß die „übrige Welt" neben dem Ausland 
auch die sowjetische Besatzungszone Deutsch- 
lands, den Sowjetsektor von Berlin, die deut- 
schen Ostgebiete, z. Z. unter fremder Ver- 
waltung (innerhalb der Reichsgrenzen von 
1937), umfaßt. 

Die Nettoforderungen an die „übrige Welt" 
ergeben sich aus dem Außenbeitrag nach Ab- 
zug der unentgeltlichen Leistungen zwischen 
dem Inland und der „übrigen Welt". 

Verbrauch, Bruttoinvestitionen und Außen- 
beitrag ergeben zusammen das Bruttosozial- 
produkt. 

(31) Unentgeltliche Leistungen umfassen insbe- 
sondere Wiedergutmachungsleistungen und 
Zahlungen an internationale Organisationen. 


V. Vermögensbildung und Ersparnis 

(32) 1. Bruttovermögensbildung der gesamten 

Volkswirtschaft 

Sie besteht aus den Bruttoinvestitionen (An- 
lagen und Vorräte) zuzüglich des Nettoforde- 
rungszuwachses an die „übrige Welt" (siehe 
Außenbeitrag). 


(33) 2. Nettovermögensbildung der gesamten 

Volkswirtschaft 

Ergibt sich nach dem Abzug der Abschreibun- 
gen von der Bruttovermögensbildung und 

(34) ist identisch mit der Gesamtersparnis der 
Volkswirtschaft zuzüglich des Saldos der 
Vermögensübertragungen zwischen dem In- 
land und der „übrigen Welt". 

(35) 3. Ersparnis (ohne Vermögensübertragungen) 

der privaten Haushalte 

Verfügbares Einkommen der privaten Haus- 
halte (III, 10) abzüglich des privaten Ver- 
brauchs (IV, 1). 

(36) 4. Ersparnis (ohne Vermögensübertragungen) 

des Staates 

Laufende Einnahmen des Staates, wie Steu- 
ern, Sozialversicherungsbeiträge, Einkommen 
aus Unternehmertätigkeit und Vermögen u. ä. 
abzüglich der laufenden Ausgaben (Staats- 
verbrauch [IV, 2] und Einkommensübertra- 
gungen [III, 8]). 

(37) 5. Ersparnis (ohne Vermögensübertragungen) 

der Unternehmen 

Identisch mit den nicht entnommenen Ge- 
winnen (III, 7). 

Nach Verbuchung der Vermögensübertragun- 
gen zwischen den Sektoren (siehe I) und der 
„übrigen Welt" ergibt sich die Ersparnis der 
Sektoren einschließlich der Vermögensüber- 
tragungen. 
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